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Alle Rechte vorbehalten. 



Vorrede. 



Die Discussion über die Gnindlagen des Völkerrechts 
pflegt nur die äussersten TJmriase zu berühren. Aber erat 
! Lösung des einzelnen Problems kann die Kraft und Be- 
äentung aUgememer Principien erproben. 

Wenn in den vorliegenden Blättern die juristische Con- 
■Hction einer der wichtigsten Partien des Völkerrechts voll- 
bogen werden soll, ao ist ihnen damit ein doppeltes Ziel gesteckt. 
Zuvörderst eine vertiefte Erörterung des aubjeetiven 
•rincipea des Völkerrechts , von welchem ja die juriatiache 
■ Beult h eilung desselben abhängt. Der B,echt3charakter des 
internationalen Rechts ist meines Erachtena nur auf dem Wege 
darzuthun, den v. Kalten born imdEulmerincq und neuer- 
dings Bergbohm eingeschlagen haben. Wie sehr aber dieser 
Punkt noch eindringender Uutersuchnng und ßechtfertigung 
bedarf, hat erst jüngst die h' r i c k e r'sche Leugnung der Mög- 
lichkeit autonomer Rechtsbildung bewiesen. 

Sodann die Begründung des Vertragsrechts auf die Natur 
der Sacbe. Gegenüber der selbst Anhängern des Völker- 
rechts geläutigen Leugnung eines allgemeinen positiven Völker- 
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Wien, im Mai 1880. 



Der Ver&sscnV 



In keiner jnmtisclien Disciplin kommt es so Läufig za 
SMner ErÖrtemng der Grundbegriffe, wie im Völkerrecht, Von 
den Vertretern der anderen Fächer der Rechtswissenschaft 
oft nicht als ebenbürtig betrachtet, von Zeit zu Zeit in seiner 
juristischen Existenz negirt nnd in die Staatenmoral oder die 
Politik oder sonst eine zweifelhafte wissenschaftliche Kate- 
gorie verwiesen , mnss es stets um sein wissenschaftliches 
Basein ringen und stets darauf bedacht sein , gegnerische 
Argumente durch den Xachweis zu entkräftigen, dass es anf 
demselben Fundamente ruhe, wie Staats-, Process-, Straf- und 
Privatrecht, 

Alle Versuche, das Völkerrecht zu begründen , können 
anf zwei Grundformen zurückgeführt werden. Entweder man 
geht apeculativ vor nnd sucht nachzuweisen, dass ein auh- 
stantielles Moment vorhanden sei, aus welchem mit logischer 
Noth wendigkeit die Existenz einer über den Staaten stehenden 
ßechtsordnung gefolgert werden könne, oder man zeigt, dass 
derselbe Kechtsbegriff, der den unbezweifelten Theilen des 
Rechts za Grunde liegt, auch das Wesen der für die 
internationalen Beziehungen giltigen Bestimmungen bilde. So 
unentbehrlich die erste Art für eine den letzten Gründen nach- 
forschende Betrachtung ist, so unmöglich es ist, eine ßechts- 
ordnung in ihrem innersten Wesen zu begreifen, wenn man 
jenes substantielle Moment ausser Acht lässt, so wird doch 
der Jurist im Innern seines Herzens nur dann von der 
Eechtsqualität des Völkerrechts völlig überzeugt sein , wenn 
Dr, Jellinelt, Natur A. StastenTerträEo. 1 



i im Völkerrechte derselbe fortaale Grimd aufgewieaen 1 

rird, auf dem die Gebäude der anderen juristischen Disci- 1 

mlinen errichtet sind. Ob man mit Suarez undEluntechli.'j 

ifon der Idee der Menachbeit ausgeht, ob man mit Kalten-^ 

norn und Mo hl die vernünftige Ordnung der internationalen ] 

Gemeinschaft, mit Savigny und Hälschner das Rechts-f 

Ibewusstsein der Völker als die materielle Quelle des Völkerrechts | 

roetracbtet. Immer bleibt die Frage übrig, wie dieses Recht 1 

Muriatisch zu denken sei, wie es in Uebereinstimmung zu bringen., I 

Jsei mit den Grundsätzen, welche, ein Ergebniss eindringender! 

r wissenschaftlicher Untersuchung, als Bedingungen eines jeden f 

i Rechts von der juristischen Wissenschaft festgesetzt worden sind. 1 

['Die scharfe formelle Ausbildung, welche der Rechtsbegriff durch! 

t die systematischen Arbeiten der letzten Jahrzehnte erfahren hat, T 

I lässt alle aus der reinen Rechtsidee fliessenden Forderungen, J 

I bei allem sonatigen Werthe, den sie besitzen, nicht mehr als J 

t ein Recht im formalen Sinne erscheinen, welcher neben, über« 

\ oder gar gegen das positive Recht seine Existenz behauptet,] 

ndem erkennt den Rechtscharakter mir solchen Sätzen zu, 1 

I deren praktische Geltung unmittelbar feststeht. Als recht- j 

I erzeugendes Organ aber kennt die Jurisprudenz nur einerseits J 

das Volk in seiner natürlichen Existenz, das auf dem Weg* 

der Gewohnheit sich der Normen bewusst wird, welche da« 

Thun und Lassen der Volksgenossen regeln , andererseits dai 

Volk ala organisirte Einheit, als Staat, welcher als aouveränei^ 

Wille der Gesammtheit das Recht setzt und erhält, A^ 

Wille der Gemeinschaft, sei es des Volkes, sei es des Staates *) 

muss ein jeder Satz nachgewiesen werden, der den AnsprucM 

erhebt, als Rechts^aatz zu gelten. Hiemit ist für eine jurd 

etische Begründung des Völkerrechts der einzig möglich« 

Weg gewiesen. Ea muss aufgezeigt werden als begründet id 

dem freien Willen der Staaten oder Völker, ein Gedanke, deg 

schon dem Vater der Völkerrechtswissenschaft vorgt 



') Auch der Recht erzeugende 'Wilie der autonomischen Kürp«" 
fallt unter den Begriff des Slaatswilkna, insofern jener nnr dadurch Heclj 
schafft, dAS3 der Slaat seine Qualität als BechlsqneJle aaerkannt, t!. h. itA 

r Ktillflcliweigend oder BasdrQcklich die autonomen Willensäasseruiigea J 

uue eigenen anerkennt. 




it. ^) Aber erst dnrcli H e g e 1 und seine Schule ist energisch 
der unverrückbare Ausgangspunkt des positiven Völker- 
ichts, wenigstens für so lange als keine den Staaten über- 
[eordnete Gewalt existirt, der Satz betont worden, dass die 
fechte der Staaten „nicht in einem allgemeinen über sie 
constitnirten, sondern in ihrem beaondern Willen ihre Wirk- 
lichkeit haben", =) Aia Grund- und Eckstein einer juristischen 
Construction des Völkerrechts muss der Satz gelten, dass die 
„Hauptfactoren zur Setzung und Durchsetzung des Völkerrechts 
die allein berufenen Subjecte des Völkerrechtes, die 
Staaten bleiben", *) 

Ich habe diese Bemerkungen vorangeschickt, um meine 
Stellung zu einem Problem zu kennzeichnen, welches zu den 

■) Hugo Grolina. De Jure Belli ae Pads. ProUi). 40: quod cnim, ex 
prmcipiü cerla aripimattatione deduei non poleit , et tarnen uhique obier- 
vatam eippartl, tequitur, i(( ex voluntale libera orliiin habfaC, Vgl. Ä. Bal- 
EDerincij^, Praxis, Theorie nnd Cadiflcation äes Tälkerrechts. Leipzig 1874. 
Seite 72. 

") Hegel, Grondlinien der Piiilosophia dea Bechls, §, 333. Wenn B. 
Y. Mnlil, Die Gescliicbte and Literatur der Stsatawlaseascliaften, I. Bd , S. '6Si ; 
gegen rutter bemerkt, dass die Begrilndnag äee Volkerrecliis anf den freien 
Staatswillen zu einem Chaos von Willkür und zur völligen Aufbebong des 
VälkerrecbtH fährt, nnd wenn Blnntsehli, Das moderne Völkerrecht als 
Bechtsbnch dargestellt. 3. Auflage, 1878, S. 60, denselben Gedanken Anadrnuk 
verleibt, bo negireo sie damit die Anwendbarheit des ßecbtsbegrilfs anf das 
Völkerrecht, ja sogar auf das ganze innerhalb des Staates geltende Keelit. 
Hobt doch dieses seiner fonnal-jaristischen Seite nach unbezweifelt auf der 
Freilieit des Staatswillens, ohne doss deshalb die Rechtsordnung zu einem 
Chaoa herabsinke. Diese Freiheit ist aUerdinga, wie wir bereits oben bemerkt 
liaben, nicht der letzte, nicht der philosophische Grund des Hecbta, der nnserea 
Emehtens nur in einem objectiven Principe gefunden werden kann, aber für 
die joristiscbe Construction ist, wie erwähnt, das snbstantielle Moment im 
Rechte ziemlich gleichgiltig, es ist, wenn man sich so ausdrücken darf, 
metajuriatiBcher Natnr. Der Jurist darf ond kann keinen andern 
formellen Grund des Rechtes anerkannen , als den freien Willen der Volk" 
oder Staatsgemeinschaft, wenn er nicht die Grenzen preisgeben will, die er 
mühsam seinem Gegenstände gezogen hat und dadurch in eine Verwirrung 
und Unklarheit stürzen will , welche för ihn das wahre Chaoa bedentete. 
Uebrigena erkennt Bluntschli bereitwillig an, daaa die Staaten gegenwärlig 
ihre HecbtaüberBengung nur in der „bedenklichen Form einer vielstimmigen 
Erklärung" BUSäprechen a. a, 0. S. 5. 
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Grundfragen des Völkerrechta gehört, das aber merkwürdig 
■weise in neuerer Zeit gar nicht eingehend behandelt 
dessen in der alten Literatur nur in unklarer, wenig präciw 
Weise gedacht worden ist. Zu den all er wichtigsten Moment« 
im internationalen Leben zählen die Verträge zwischen im 
Staaten. Durch sie hauptsächlich werden Grundsätze für i 
gegenseitige Verhältniss der Staaten aufgestellt, ihre Bedeq 
tting für das Völkerrecht ist eine immense , denn sie bilde| 
eine Hauptquelle für die Erkenntniss dessen, was die Staate! 
sich für ihre Beziehungen zu anderen als Recht setzen. Wei^ 
nun angenommen wird, dass diese Verträge rechtlicher Natu 
sind, wenn sie Rechte gewähren und die Freiheit der Staattl 
binden, woher entspringt das objective Recht, nach welche! 
sie zu beurtheilen siod? Alles Recht setzt einen M 
voraus, an dem es zu messen, Normen, durch welche es i 
prüfen ist, Die Staatenverträge können nur dann einen rpcl^ 
liehen Charakter haben, wenn solche Normen existiren, weloS 
über den Verträgen stehen, von welchen die Verträge ihl 
rechtliche Geltung empfangen. In der That finden sich 
jedem Lelirbuche des Völkerrechts eine ganze Reihe von recH 
liehen Bestimmungen, welche die Entstehung, den Inhalt-, 
Wirkung, die Modalitäten und die Endigiiug der Vertrag 
regeln sollen. Welcher Quelle entspringen nun die Rechä 
sätze, welche die Vertragsverhältnisse unter den Staata 
beherrschen sollen? Sind es Sätze des Naturrechts, da viefl 
dieser Normen den früher im natürlichen Privatrechte 
gestellten Bestimmungen so ähnlieh sind? Sind es Abstrad 
tionen aus dem modernen Obligationenrecht, weiche per 
logiam auf die Verträge zwischen Staaten übertragen word« 
sind? Sind es Völkergewohnheiten, denen sie ihren ürspn 
verdanken, oder beruhen sie auf dem in Form Gesetzes erklärtfll 
Willen des Staates? So sorgfältig das ältere Völkerreo^ 
zwischen den verschiedenen Quellen des internationalen Rechl 
unterschied, .so hat es doch nie im Einzelnen untersucM 
welche Sätze dem angeblichen natürlichen , dem Vertrag! 
dem Gewohnheitsrechte u. s, w. angehören. Höchstens stelll| 
man die dürftigen Sätze, welche dem jus gentium necessarlm 
angehören sollen, an die Spitze der Untersuchung, um dao) 



■»unbekümmert um den XTrepmng der einzelnen Völkerrechts- 
üäize , die ganze Materie abzuhandeln. Wie dem auch sei, 
für die Wiaaenachaft Ijleibt die Aufgabe übrig, zu zeigen, 
„dass die Völker vertrage Etwas sind"'') und dieses Etwas mit 
juristischer Schärfe zu bestimmen, eine Aufgabe, die wohl zu 
I den schwierigsten der Wissenschaft zählt. Mit vollem Recht 
l bemerkt E. Meier: „Die Frage nach dem Vorhandensein 
objectiver Rechtssätze unterliegt für das Völkerrecht grösseren 
Schwierigkeiten als für irgend ein anderes Rechtsgebiet. Denn 
die ausdrücklichen Verabredungen unter souveränen Staaten 
beziehen sich bis auf den heutigen Tag mehr auf die Fest- 
setzung Buhjectiven als objectiven Rechts, mehr auf Rechts- 
verhältnisse, ale auf Rechtsnormen undReehtseinrichtungen." °) 
Das hier aufgeworfene Problem spitzt sich also zu der Frage 
[ KU, ob und auf welchem Wege der Staat objectives Völker- 
1 recht schaift, wie er Rechtssätze producirt, die für seine' 
jfiigenen Handlungen bindend sind. 

Zur Lösung dieses Problems ■ ist vorerst eine andere 
Frage zu heant'^ orten, welche zu den principiellen des ganzen 
Rechts gehören und von deren Beantwortung nicht nur die 
Ruristische Existenz des Völkerrechts, sondern der Charakter 
Fies Rechts überhaupt abhängt. Alles Recht ist Wille der 
[.Btaatlichen Gemeinschaft, der in Form des Gesetzes oder der 
' Eechtagewohßheit auftritt. Demnach kann ein Recht für den 
Staat selbst nur geschafFen werden, wenn dieser im Stande ist, 
sich selbst Vorschriften zu geben, an deren Befolgung er ge- 
bunden ist. Es ist nicht genügend, nachzuweisen , dass das 
Völkerrecht Staatswille ist, wie es erat jüngst wieder in der 
treiflichen Arbeit Bergbohm'a geschehen ist.') Es erschöpft 

') Hetfter, Das earopäiache Völkerrecht dar Gegenwart. 3. Aufl., § gl, 
') Heber den Absclilasa von Staats vertragen, Leipzig 1874, S. 36 
') SlaBtavertrHgecnd Gesetze als Quellen das Völkerrechts, Dorpat 1877, 
S.lSff. WennBergbohm, S. 19, die Frage aufwirft : „Ihren eigenen Willen 
bönntn sie (die Staaten) doch unbeschadet ihrer Selbstständigkeit für «ich 
feiten lassen? Oder mfisBen sie wirklich ihren eigenen Willen gerade deshalb 
verläugnen, weil der Wille einiger oder vieler anderer Staaten genau denselben 
Inhnlt hnty'^ so ist es eben der Eempnnkt der jnristiseben Regrändung des 
Völkerrechts, die Antwort anCdiese Frage zu motiviren, indem man zeigt, daas 
der eigene Wille des Staates für diesen Becbt schaffen kann. 



das Wesen dea üecbts nicht, dasa es Staatswille ist, den 
niclit der Staatswille schlechthin, sondern der verpfIioj| 
tende Staatswille ist Recht. Kecht schafft der Staat ; 
dadurch, daas er sich an einen "Willen mit einer Korm wendet»^ 
Nur indem er Vorschriften anfstellt, welche einen Willen ^ 
seinem Thun und Lassen beherrschen, ist der Staat 
Schöpfer des Rechts. Jeder Act , durch welchen der Sta» 
Recht schafPt, muss aufgefasst werden als ein Act der Va 
pflichtung. ') Es ist nun nach den herrschenden Ansicht* 
unbestritten, dass der Staat durch seine Normen einersei 
seine Unterthanen, anderseits diejenigen seiner Organe 
pflichten kann, welche für die Aufrechthaltung dea betreffa« 
den Rechtssatzes zu sorgen haben. Jeder Rechtsaatz bind« 
sowohl Diejenigen, an die er unmittelbar gerichtet ist, 
auch die staatlichen Organe , inaoferne diese verpflichtet s'mi 
ihn gegebenen Falles zur Geltung zu bringen. Es handelt Bi<| 
nun darum, ob es möglich ist, noch eine dritte Richtung ( 
Staatswillens nachzuweisen, ob nämlich der Staat seinoä 
eigenen Willen verpflichtende Vorschriften zu geben n 
Stande ist, Und zwar muss dieser Nachweis gelingen an dei 
was unzweifelhaft als Recht gilt. Es muss aufgezeigt werdöl 
dass es in dem innerstaatlichen Rechte ein reflexives MomeÜ 
gibt, dass Rechtssätze , deren juristische Qualität feststeKj 
vorhanden sind, welche vom Staate ausgehen und den Stat 



*) Thon, Eechtsnom und Bubjeclives Eecbt. Weimar 1878, S. 8: 
geBBinfflte Recht einer Gsmeitigcbaft ist nichts als ein Complex vim InipKd 
tiven", ein Salz, dem ich insol'eriie zustimme, als auch die erianben^ 
llechtssätze, die Thon elimiairea will, eine negative Seite haben, 
ans gesehen sie alx Berehle etscheinen. Tgl. Bio ding, Krilinche 
jahraschrift, 21. Bd. (1879), S. 561. Wenn Zorn, Die deatachen Slaatsrt 
träge, ZetcBchrittfürStaatawisBeniichaft, Bd. 36, S. 6 der Tbon'schen Dtflnitll 
die Worte hioEnffigt: „welche der Staat an seine Untettha nen richtet H 
mit Zwang schützt", so trifft ihn der berechtigte Vorwnrf, den v. Kai 
born den Leognem des VollieiTeGhls macht, dass man aicb dag Becht in 
Weise znschneidet, dass das Votkeirecht nicht mehr Becht sein künne. 
V. Kaltenborn, Kritik des Völlcerreclila, S. 307. Hingegen hatZorn 
ganz Recht, dass auch das GewohcheilBreclit sich unter die Thon'ache Dk| 
nition snbsnmiren täest, a. a. 0. S. 7. 

^) „Jede Bechtsnorm lässt sich in der Form ans drücken : „Dn b 
pftichtet." Zitelmann, Irrthnm nnd Rechtsgeschäft, Leipzig 1979, 1 



binden. Gelingt dieser Nachweis, so ist damit die jnristische 
Basis des Vülkerrechta gefunden. Misalingt er, so ist eine 
Conatruction des Völkerrechts aaf Grund des in dem inner- 
staatlichen Kechte enthaltenen Rechtabegriffes nicht möglich. 
Das Völkerrecht ist dann nicht In jenem Sinne Recht, in 
welchem es das Privatrecht, das Strafrecht oder irgend ein 
anderer Tbeil der vom Staate ausgehenden Rechtsordnung ist, 
ja es ist damit den Lengnern des Völkerrechts im Grunde 
Alles eingeräumt, was sie nur wünschen, denn ob man die 
unabhängig von dem staatlichen Willen existirenden Normen, 
welche den Staat binden sollen, ein Völkerrecht oder eine 
Völkermoral nennt , ob man sie als unvollkommenes oder 
als unentwickeltes Recht oder als Klugheitsrege] n bezeichnen 
will, Ist im Grunde nur ein "Wortstreit für den Juristen. Es 
fehlt dann jedes Kriterium, um das, was in jenen Sätzen 
Recht sein soll, abzusondern von Bestimmungen, welche einem 
anderen als dem Rechtsgebiete angehören. 

Somit hängt nicht nur unser Eingangs formulirtes Problem, 
sondern auch die ganze juristische Existenz tles Völkerrechts 
von dem Nachweise ab, daas der Staat durch seine Normen 
sich selbst verpflichten kann, dass es möglieh ist, dass Ver- 
pflichtender und Verpflichteter in einer Person existiren 
können. Ist dieser Nachweis gelungen, dann muss gezeigt 
werden, dass auch in seinen Beziehungen nach Aussen der 
Staat sich selbst Normen schafft, dass auch hier ein Ver- 
pflichtungsverhältniss exlstirt, in welchem der Recht Setzende 
und derjenige , dem das Recht gesetzt ist , identisch sind. 
Denn nur sich selbst kann der Staat sich unterordnen i") und 
nur, wenn er sich sich selbst unterordnen kann, ist er im 
Stande, sich ein Recht nach Aussen zu setzen, "} 



") Gewisa ist Lassoo, Princlp uodZuknnft des TOIkerreuhts, Leipzig 
Ll871t ^' 2^1 B" vi'l Zuzugeben, daas „der Staat sich niemals einer Hechts- 
■srdnanK. wie Überhaupt keinem Willen aasser ibm unterwerfen kann." 

") Ganz conseqaeat kommt J. t. Held ZOT LeQgnnng de^ juiistiacben 
BCharakters des Vülkerrechta , weil er das bier vorliandtDe VerpflielitnngaTer- ' 
l'liältniss Dickt zu erkennen vermag: „Zu den Diaciplinen des öffentlichen 
Jtecbts im juriatischen Sinne des Wortea gebort es (daa Völkerrecht) nicht, 

s reubtlicb anaaehlieBBlich auf der freien Uebereiukunft berulit, ihm also 

leatbehrlicbe öffentlich-rechtliche Pflicht verbältaiss , welches das Spe- 



Gegen die Möglichkeit der juristischen Begründung de^ 
VÖlkerrechtB auf der staatlichen Autonomie hat sich Fricke 
in einem gegen Bergbohm'a Ausfühningen gerichteten Aufs 
Batz erklärt. ^'* ) Der eigene Wille des Staates kann beild 
Recht für denselben schaffen, seibat wenn der Staat für eeinl 
Verhalten Regeln feststellt. Ein rechtliches Gebundensein 3 
des Staates gibt es nicht, denn die Consequenz des eigenen J 
Willens steht ausserhalb des Rechts. 

Den Beweis für diese Behauptungen ist aber Frickeij 
schuldig geblieben; sie sind eben die Consequenz des a prior% 
aufgestellten Satzes, dass alle Rechtsnormen Zwangsnormenl 
sind, womit die , wie wir sehen werden , höchst wichtige! 
rechtlichen Erscheinungen, welche sich dieser Defimtioiy 
nicht fügen wollen , ohne nähere Prüfung aus dem 
biete des Rechts hinausgewiesen werden. Vor Allem müsset 
dann diejenigen Handlungen, welche in freier Befolgung dei 
Rechtsgebotes vollbracht worden, der juriatiscben Qualiticatiori 
gänzlich ermangeln. Wenn die Consequenz des i 
Willens ausserhalb des Rechts steht , dann würde mit deri 
Aufnahme des Gesetzes in den Willen dasselbe verschwindeuj 
und für den Gerechten gäbe es kein Recht mehr. 

Wir wollen indessen unserer Untersuchung nicht vor- 
greifen. Das beste Argument gegen die gegnerische Behauptung* 
kann nur darin bestehen, dass der Nachweis gelingt, dass eineS 
Seibatverpflichtung des Staates möglich sei und es Rechtssätz« 
gebe, welche eine staatliche Selbstverpflichtung ii 
schliessen. Wir haben daher zunächst die Fra^e zu beani^ 
Worten: Kann sich der Staat durch seine Normen selbst ver-^ 
pflichten? 

cielle dem ÄJIgemeiaea unterordnet, fehlt." GrnodzUge des allgcmuiDen SUaffe 
rechts, Leipzig 1868. S. 277. 

"*) Noch einmal das Problem des Völkarcechts. Zeitschrift fftr d. gej 
Staatswisaeüschalt, Bd. 34, S. 368 ff. 



Der Gedanke stutzt im ersten Momente vor der Voratel- 

I lung einer Selbst Verpflichtung des Staates. Innerhalb des 

{■Staates können dem Unterthan durch den Staatswillen Ver- 

i pflichtungen auferlegt werden , der Staatswille kann den 

[Willen des Einzelnen an die von diesem abgegebene Erklä- 

Lzung binden. Wie iat aber ein Sichaelbst binden auch nar 

^ogiacli raöglich? Kann Derjenige, den nichts bindet als sein 

wigener Wille, sich nicht durch eben diesen Willen wieder von 

^ dem selbstgeaetzten Bande lösen? Der Staat als das Snbject 

des allgemeinen Willens kann ja juristisch Alles, er kann sich 

daher auch von den Verpflichtungen befreien, die er auf sich 

genommen hat, ohne ein Unrecht zu begeben, denn er ist die 

Quelle alles Rechts. Der allgemeine Wille kann von keinem 

Rechtsgesetz gebunden werden! 

Bevor wir jedoch an die weitere Untersuchung schreiten, 
wollen wir den dunkeln und in seinem inneren Wesen uner- 
forschten Begriff des Staates, an dem Metaphysiker, Psycho- 
logen, Sociologen und Theologen sieh berumquälen, durch den 
klaren, für den Juristen einzig und allein interessanten Be- 
griff der Staatsgewalt ersetzen. Nicht die Substanz, das 
Än-sich des Staates kümmert den Juristen, sowie der Psy- 
cholog sieh nicht um die Seele, sondern nur um die psychi- 
schen Zustände, sowie der Mathematiker sich nicht um das 
Wesen des Raumes, sondern um die räumlichen Figuren 
kümmert. Es ist die nie gelüste Aufgabe der Philosophie, jenes, j 



An-aicli der Dinge, welches unter ihren Functionen verhorgf 
liegt, zu erforschen. Der Jurist hat ea nur mit den Thäti] 
keitsäuseerungen des Staates zu thun, nur der wollend! 
und handelnde Staat ist es, um den der Jurist sich kümmecl 
Daher gibt es keine knappere und treffendere Definition d^ 
Staatsrechts als die Gerber'e; „Das Staatsrecht ist 
Lehre von der Staatsgewalt". '^) Um allen Einwänden za eiri 
gehen, welche aus irgend einer Theorie von der substantiell« 
Natur des Staates hergeholt werden könnten, erklären wi| 
dass, wenn wir jetzt vom Staate sprechen werden, wir i 
vorderhand nur seiner formal-juristischen Seite nach als Staate 
gewalt vor Äugen haben. 

Hören wir nun zunächst die älteren Lehren vom Staate 
so ist nach den meisten die Idee der Souveränetät unvöj 
träglich mit der Möglichkeit einer rechtlichen Selbstvevpfliol 
tung des Souveräns durch seine Gebote, Besonders bei d^ 
Abaolutisten finden wir die entschiedenste Leuguung eint 
solchen Verhältnisses. Der Vater der Lehre von der Souvl 
ränetät , Jean ß o d i n , der von der principiellen Anschauui 
ausgeht, dasa die Staatsgewalt Jemandem übertragen werd^ 
könne, „pour dispoaer des hiens, des personnes, et de tout l'ei 
h soll plaiair^ ^') und der für die Souveränetät keine andai 
Schranke kennt, „que la loy de Dieu et de nature ne commande'^^ 
erklärt ganz conaequent: „St donc le prinee souverain est exen 
des latx des ses predecesseurs , heaucoup moina .lerott-il ifniu t 
loix et ordonnances, qu'il fait; car on peut Men recevoir loy d'autr. 
maia il est impossüh par nature de se donner loy, non plua j 
Commander h soimesm» chose qui depend de sa volonte, comme 4 
la loy: Ifulla obligalio consistere potest, quae a voluntate pront 
lertiis sfatum capit: qui est une raison necessaire, qm monstre i 
demmenf, que le Roy ne peul estre suget h, ses loix." "■) Denselbi 
Gedankengang verfolgt der eifrigste Vertheidiger der Lei 



") Grandzüge eiaes Systems des deotacbea Staats reclita. 2. Aufl., S. \ 

") Lei dx liorea de la E^puUique. Paria 1576. Bd. I. Cli. IX, p. ISJ 

") ib. p. 132 Q. 133. Der Sonveräu kann s\t\ nach Boilin anDb dk^ 

nicbt binden, wenn er wolite: „Le prinee toaneroin iie se ■peut Utr i 
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■') i 



<■ 130. 



. 133. 




11 

von der absoluten Staatsgewalt, Hobbea: „Xeque sibi dare 
aliquid quisquam poteU ; neque sibi ohligari, Nam cum idem esset 
obligatus et obligans , obligavs autem liberare obligatum poss^, 
fntstra eäset, sibi obligart, quia se ipsam, poteat arhitrata suo libe- 
rare; et qut hoc polest, aetu tarn Itber est. Ex quo constat, legibus 
ctvilibus non teneri ipsam civäalevi. Xam leges civiles sunt legea 
civitatis; quibua si obligaretur , ipsa obligaretur sibt." Ja, 
Hobbes geht noch weiter als Bodin, der Verträge zwischen 
Souverän und Untertban als bindend erhlärt. Er behauptet 
nämlich ferner : „N^uqne obliyari.poleat cinüas cioi. Quoniam enini 
hie illum, ai voluerit, polest obligatione liberare et vu-lt quoties ipsa 
vv.lt (quia civis cuiusque voluntas in omnibus rebus comprehenditur 
m voluntate dmtatis), libera est civitas quartdo vult, hoc est, actu 
tarn Itbfr est. Concilii autem sioe hominis, cui summum im- 
perium commissum est, voluntas est voluatas civium. Complec- 
titur ergo voluntatfs singulorum ciuium; neque igitiir tenetur m, , 
cui summuTH imperium commissum est legibus civilibus; 
hoc enim est obligari sibi, neque cuiquam ciUiMni." "} Diese schroffe 
Auffassung des Wesens der Staatsgewalt, die auch nur die 
Denkbarkeit einer Selbstverpäiehtung zurückweist, kehrt unge- 
mildert bei Rousseau wieder, der in diesem Punkte sich als 
Schüler des Vertheidigers der absoluten Fiirstengewalt erweist; 

^ Jaut remarquer , que la dÜibiralion publique, qui peut obliger 
I envers le souverain ne peut obliger le 

touverain envers lui-mSme, et que par consiquent il est conlre la 
mature du Corps politlque que le souverain s^ im pose une loi, qu'ilpuisse 



'") De cive n. VI. 14. Oadz wie Hobbea. sogar sicli anf ilm berufend, 
I n d r C , di jurt nalurae et ijenläim Uli. VII. c. 6, 3: Humana^ autem 
Wiege» nihü aliud auiif, quam mnimt imperii deareia circa eti, juie »ubjtdin ad 

civitalii ohseroanda sunt Biact dlriele noa obligari euiamum im- 

trium poieti. Summum enim eal: ergo a nperiure ftomme ubligatio ipsi rtan 

\oteit accidere. Seiptiim aulent per modum legh, irf e»t, per wiodum stipetiorU 

bbligare nemo poteit. Tod Hpätereu Torhan tischen NatttrrechtElehrern baldigen 

_MemBGlben Gmndsatze n. A. Acbenwall, Jtu naturae Ed. sepL lom. II. §. 34 , 

W^uoviam porro imperana legtm ferena obligatio'^em imponit lubditU, non ri- 

iptt; imperaiui legibua a >e latls ■aaturaliter ipae non teimlur." Ferner 

Döpfner, Natnrrecbt, 6. Aafl. Giesaea 179^. g- 185, Anm. 2. Dagegen jedocti 

Inders Schnatiber t , aach der Regent iat an die von ihm gegebenen I 
SeaetKe gebunden. Aus dem Lateiuischea von Eagemeist er. Roatock und * 
>B>piig 1793. 



enfrelndre, JVe pouvant se conaid&rer que sous un seul et mSm 
T&pport, il est alora dans le eas d'un partictdier contractant i 
soi-mSme ; par oh Von voil, yw't/ w'y a ni peut y avoir nulle espiiifim 
de loi fondamentale ohligatoire pour le corps du peuple , paif, 
mtmele contrat. social."'-'') Auch das deutsche Naturreobtil 
hat in keinem Geringeren als in Kant einen Anliänger der Lelirel 
von der formellen Unbeschränkbarkeit der Staatsgewalt. Der ] 
Einfluss Rouaseau's verleugnet sieh nicht, wenn er den Satz J 
aufstellt: „Der Herrscher im Staate hat gegen den Unterthaa y 
lauter Rechte und keine (Zwang9-)Pflichten." '^) Aber nicht uuc-| 
das alte Naturrecht, auch die neuere Rechtsphilosophie hat Ver- 
treter, die sich zu dieser Anschauung bekennen. So sagt Stahl,,., 
dass nder Staat, wenn auch die souveräne, doch nicht die i 
sohlte Macht, formell, aber nicht materiell unbeseliränkt l 
sei".^') Ferner „kann überhaupt der Gesetzgeber selbst niehtj 
durch seine Gesetze gebunden sein''.°'') 

Die Quelle aller dieser Ansichten ist in dem Satze deBil 
römischen Rechtes zu suchen: Pi-incej's legibus sohitus est, un4'B 
es war natürlich, dass gerade in der Zeit, wo die moderneJl 
Staatsidee mit den überkommenen Inatitntionen deg Mittel- ! 
alters zu kämpfen hatte , die Unumschränktheit der StaatS'" 
gewalt von den Vertretern der neuen Ideen besonders scharfl 
hervorgehoben wurde , sowie , dass die revolutionäre Staats* , 
lehre der Theorie von der unverpfiichtbaren Souveränetät J 
sich mit Freuden bemächtigte. Aber schon frühe sehen wicj 
selbst die Vertreter des Staatsabsolutismus nach Garantienj 
suchen, welche die Gewissheit gewähren, dass die Htaatsgewaltl 



") Du eatdrat ao 
") Heoh-tslehre § 
nkranz and Schübe 



■, eh. VII. 

Allgemeine Anmerkung Ä. W. W., beransgeg. V. J 
i, S. 165. 



'") StualBlehre. 3. Aufl., S. 155. 

'") Ebd. S. 282. Andere Stellen lassen liie Anffaeanng Stahl'B andersl 
erBcbeinen, wie er sich denn fiberhanpt duiuh seine dialelitiscbe Gescbicklieh-I 
keit oft am die Probleme herumredet. So sagt er z. B. S. 189: Das GeHtsJ 
ist Grund nnd VotausBetzung der Staatsgewalt, dnrch weloiie sie StaalBgewaltS 

ist anf der anderen Seite ist die Staatsgewalt wieder Grnnd nnd VorJ^ 

auasetznug des Gesetzes ea besteht zwischen Geaetz und Staatsgewalt^ 

wia in der FersÜDliuhkeit nod im Organischen, wecbaelseitige VoraussettunK 
und Wechselwirkung. 
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zum Beaten der Unterthanen ausgeübt werde. Schon Bodin 
nennt die loy de Dieu et de nature als Schranke, welche der 
souveränen Gewalt gezogen ist. Bei aller Anerkennung der 
formalen Ungebundenheit der Staatsgewalt suchen die Abso- 
lutisten wenigstens moralische Schranken für dieselbe zn finden. 
Bei ihnen allen bricht der natürliche Gedanke durch, dass der 
Staat, wie überhaupt jede menschliche Gewalt, nicht als baare 
Willkür existiren dürfe, und so suchen sie die dem Staate 
zugestandene formelle Willkür durch ein materielles Princip, 
welches die Trüger der Staatsgewalt verpflichtet, zu massigen. 
Von anderer Seite aber werden nicht nur moralische Schranken 
der AuBübnng der Staatsgewalt zu ziehen versucht, sondern 
es tritt die Idee auf, sie in ein rechtlich abgegrenztes 
Gebiet zu bannen. Allerdings sind dies vorläufig nicht positiv 
rechtliche Schranken, sondern die Regalirung der Staatsgewalt 
wird aus dem Naturreeht deducirt. Entweder geht man von 
privatrechtlicher StaatsaufFassung aus und lässt die Inhaber 
der Staatsgewalt als gebunden erscheinen durch die Ver- 
sprechen, welche sie ihren TJnterthanen geleistet haben und die 
von diesen angenommen worden sind, oder man zieht der 
Staatsgewalt unverrückbare Grenzen durch den Inhalt der der 
staatlichen Vereinigung zu Grunde liegenden Verträge, welche 
der Staatsgewalt nur ein beschränktes Mass von Macht , nur 
1 einräumen, als zur Erreichung der Staatszwecke unum- 
gänglich nothwendig ist. Das pactum unionis und subjectionia 
enthält die Legitimation zur Ausübung der höchsten Gewalt. 
Was in diesen pactis nicht gewährt wurde, das steht der 
obersten Gewalt nicht zu. In der deutschen Staatsphilosophie 
taucht ferner der grosse Gedanke auf, dass der Staat an 
seinem Wesen eine Schranke finde; ein Gedanke, von dem 
sich der deutsche Geist seit Thomasiu 8 undWolff nicht mehr 
abgewendet hat.^') So gewaltig ist der natürliche Drang, eine 

") Dia erste aeharfe und klare Forntnlimng bei Wolff, hulilatione» 
jurit nat, el gentium §.980: Imptrium civiU ciim metiendanttit ex fine ein'atii; 
idem noii txlendkiiT idlra eai eivivm actione*, quae ad boniim pabiieum con- 
teqaendiim perliusn/, coiue^iealer cum n<mni»i quoad eiudeni libeTtai natiiralil 
tinjuloruM restrliigafur , qvotxd celerai uctionea ea illibata raanet; ferner.: 
Vertiänftige Gedanken von dem geBellacliaftlichen Leben der UeDBchec 
nnd andere Stellen. 





Grenze zwischen Individuum und Staat zu finden, dasa selbi 
ein so entschiedener Vertheidiger der absoluten Staalasouvfl 
ränetät, wie Rousseau, im Widerspruch zu seinen Voraiu 
Setzungen dazu gelangt, ein Capifel seines contrat social i 
der Uebersehrift: Des bornes du pouvoif souvet-nin zu versehen. * 

Das Naturrecht also, welches von der Anschauung au^ 
gebt, dass ein Siehselbstbinden der Staatsgewalt logiafS 
unmöglich ist, sieht sich genöthigt, den formellen Mangi 
durch ein substantielles Moment zu ersetzen. Ja, von desä 
Augenbliclte an, wo es als geistige Macht jn den Kampf geg« 
das herrschende ßegieruugssystem eintritt , wird es 
Hauptaufgabe, den Punkt zu finden, von dem ans die unvei 
riickbare Grenze zwischen den Rechten des Staates und d^ 
Einzelnen gezogen werden kann. Von Grotius und SpinozB 
von Locke und Algernon Sidney angefangen, 
ßousseau und Fichte ist das die grosse Frage, welcljj 
die philosophische E,echtslehre bewegt. 

Wie steht es nun mit der Richtigkeit der Behauptui 
der Unmöglichkeit einer juristischen Verpflichtung des Staat« 
welche auch vielen der heutigen Juristen geläufig ist ? ^^) In 
die Idee, daas Verpflichtender und Verpflichteter eine 
dieselbe Person sind, wirklich so widersinnig? Wenn vrir vö] 
der Kechtslehre in die Ethik blicken, so begegnet uns 
Vorstellung von dem Unterwerfen des Willens unter 
eigenen Gebote als der Grund- und Eckstein der moderne! 
Ethik. Die moderne Ethik ist aufgebaut auf dem GrundsatS 
der Autonomie. Nur jene Handinngen haben vollen sittliche 
Werth, welche der sittlichen Gesinnun g entspringen, d. ! 
welche dem nur von dem selbstgesetzten Sittengebote gel^ 
teten Willen entstammen. Keine äussere Autorität, nur dS 
Gesetze, welche er sich seibat vorgeschrieben hat, deren Ba 



") LivTe. II, i-Ji.IV. Vgl. Warnkünig, die gegenwärtige Aufgabe dd 
BechtEpbilosopliie. Zeitschrift f. ä. g. StaatitwiBsenüchaft, Bd. 7, S. G 

'*) Erst neuerdings ■wiader Zorn. S. oben N. 8. Die principielie Uflj| 
1 ichh ei t einer t^eltistverp fliehte ng anerkennt von Windscbeid, Pandeknl 
3. Aufl., g. 305. Anmerkiuig; „Waram Bollte oicbt Jemand durch seinen Vilh 
titb lelliBt ein Gesete geben kOnnen. wie der Erblaeser im YernachtDias t 
Erben ein Gesetz setzt?" 
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folgung ea aicli selbst durch sein Grewissen befiehlt, sollen den 
sittlich hanrlelnden Willen binden. Aber nicht nur die theo- 
retische Sittenlehre , auch das praktische Leben bietet uns 
eine Fülle von Beispielen für die Selbstverpflichtung. Gnind- 
Bätze haben, einen starken Charakter besitzen, was lieiset das 
anders, als die Fähigkeit haben, seine Entschlüsse zu bindenden 
Vorschriften für den Willen zu erheben, sie zum stärksten 
Motiv gegen andere dagegen andringende zu machen , den 
künftigen Willen zu leiten durch den gegenwärtigen? Worin 
anders besteht die Willensstärke, als in dem Vermögen, den 
Willen diurcb selbstejgene Entschlüsse zu einer conatanten 
Kraft zu erheben, die den gefassten Vorsatz unter allen Um- 
standen ausführt? Der Act der Verpflichtung ist ein Vorgang 
der Motivation , er besteht darin , dasa an einen Willen die 
Anforderung gestellt wird, ein bestimmtes Motiv als das ab- 
solut stärkste anzusehen. Von wem diese Anforderung aus- 
geht, ob sie einer fremden Intelligenz oder dem Vorstellungs- 
leben des Handelnden selbst entspringt , ist für den Act der 
Verpflichtung gleicbgiltig. Ja man kann noch weiter gehen 
und sogar behaupten, dass gewissermassen jede Verpflichtung 
Selbstverpflichtung ist, insoferne die fremde Vorstellung, 
welche mich verpflichten soll, erst meine eigene Vorstellung 
sein muss, ehe sie als Motiv auf den Willen einwirken kann. 
Nur durch das Medium meines Intellects kann eine andere 
Person meinen Willen bestimmen. Nur meine Vorstellungen 
können mich bestimmen und das Gesetz, welches einer mir 
fremden Macht entstammt, kann Leben und Kraft erst dann 
gewinnen, wenn ich es selbst meinem Willen zur Richtschnur 
vorgeschrieben habe.^') Von einer logischen Unmöglichkeit 
eines Sich selbstverpflichten , von einem Widerspruche dieser 
Vorstellung mit unseren Denkgesetzen, kann also nicht die 
Eede sein. 



") „Der Veranoli einer Gern ein achaft, durch ihre Befehle das Verhalten 
^er Genossen zn bestimmen, ist Versoch der Rechtsaetznng. Dsa Befohlene 
vU-d und hleibt Rächt, wenn nnd so lange diesür Veranch gelingt. — Recht 
ist Motivation, es hört auf Recht zu sein, wenn ea nicht mehr aU Motif wirkt." 
I, Der itechtsbegriff in Grünhnt's Zeitschrift f. d. Privat- n. Dffentl. 
Secht d. Gegenwart, Bd. 7, S, 2i7. 



16 

Nnr von einem Standpunkte aus könnte man die 
barkeit der Selbstverpflichtimg energiscli und mit 3 
bestreiten, von dem der absoluten Willensfreiheit, \ 
Freiheit mit Willkür identificirt. Wenn der Wille als 
vernünftige Motive nicht bestimmbar angesehen wird, 
freilich ist es unmöglich, von Grundsätzen und Gesetzen, 
natürlich auch von Ethik und Recht zu sprechen. 
Nichts die Gewähr dafür bietet, dass der Wille des Meni 
im nächsten Momente derselbe ist, wie im gegenwärtigen. 
wäre ein« Gemeinschaft zwischen Menschen auch nicht 
Stunde möglich. Und wenn man auf den Staatswilli 
seiner zwingenden Macht hinweist, der die Constanz des 
Willens der ünterthanen verbürgt, woher nehmen wir denn 
die Gewissheit, dass dieser Staatswille, der doch auch Menschen- 
wille ist, im nächsten Momente sich nicht geändert hat? Gäbe 
es eine solche Willkür, so wäre die Welt ein grosses ToH- 
haua, dessen Inaassen von Verpflichtung, Zurechnung und 
Schuld sich eine Idee zu bilden unfähig wären. =") Bie Leug- 
nung der Möglichkeit einer Selb st Verpflichtung aus dem Grunde, 
weil der freie WUle seine Freiheit auch in der Loslüsüng von 
dem einmal gefassten Entschlüsse beweisen kann, führt daher,, 
consequent zu Ende gedacht, zur Leugnung von Moral und-. 
Recht, zur Leugnung der Möglichkeit menschlicher GemeiQü 
Schaft. Ist also die Selbstverpflichtung einerseits logis» * 
möglich, so ist sie andererseits sittlich und rechtlieh ao&i' 
wendig, rechtlich im Sinne der Rechtsidee, weil sie die une^ 
lässHche Vorbedingung eines geordneten Gemeinlebens ist. 

Eines ist jedoch hier zu bemerken. Die Selbstverpflichtung 
ist nicht so aufzufassen, als ob der einzelne Willensact ea 
wäre, in dem der letzte Grund der Verpflichtung des Willen» 
zii suchen sei. Es ist nichts als scholastische Spitzfindigkeit, 
wenn man behaiiptet , die Freiheit des Willens könne sich 
auch in dem Verzichten auf die Freiheit zeigen. Der verpflich- 
tende Willensact ist nur der formale Grund der Verpflichtung 
und der Jurist kann sich bei dieser Vorstellung beruhigen. 



") Vgl. die treffenden AnsführnDgeo von Eiinard v. Har 
Pliänonienologie des sitüiclieii Bewnsstaeina. Berlin 1879, S. 448 ff. 
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Der letzte psyehologiaehe Grund der Verpflichtung, sei es dureli 
eigenen, sei es durch fremden Willen, bestellt aber darin, dass 
der Wille sicli durch seine Aenaserang als gebunden erachtet. 
Die ganze Aufgabe der Rechtsphilosophie concentrirt 
sich in der Präge, weshalb der Wille sich als gebunden an- 
sehen muss. Ob man mit der theologisirenden Rechtsschule 
das göttliche Gebot, mit der naturalistischen daa Gesetz der 
menschlichen Natur , mit dem Naturrecht den Vertrag als 
Quelle der Rechtsordnung annimmt, immer handelt es sich 
um die Erklärung der räthaelhaften psychologischen Erschei- 
nung, dass der Wille sich als verpflichtbar und verpflichtet 
weiss. Wenn Kant die Discussion über den Grund der ver- 
pflichtenden Kraft der Verträge mit der Behauptung ab- 
schlieaaen wollte , dass er die Verpflichtung durch Vertrag 
als einen kategorischen Imperativ bezeichnet ^°) , so hat er 
damit insoferne das Richtige getroffen, als der letzte psycho- 
logische Grund einer Verpflichtung nur in dem unmittelbaren 
Bewusstsein liegen kann, dass man sich verpflichtet weiss. Es 
liegt in dem angeblichen kategorischen Imperativ nur eine 
Umschreibung der Thataache, daas eine weitere psychologigohe 
Ableitung des Bewusstseins der Verpflichtung nicht möglich 
ist. Wie dem auch sei, die Rechtsordnung setzt die Möglich- 
keit der V erpflicht barkeit des Willens ebenso voraus, wie der 
Mathematiker den Raum und der Physiker die Atome. Eine 
Rechtsordnung , die Existenz eines allgemeinen Willens , der 
eich durch den Willen der Einzelnen in That umsetzt, ist nur 
möglich unter der Voraussetzung, dass der allgemeine Wille 
von den Einzelwillen , d. h. dass die Rechtsordnung von der 
Gemeinschaft, für welche sie bestimmt ist, als bindend ange- 
sehen wird.*'') Wenn auch einzelne Widerstrebende durch die 
Macht der Gemeinschaft bezwungen werden können und ein 
Widerstand derselben unschädlich für das Recht ist, so ist ein 
Nichtaner kennen des Rechts durch die Gesammtheit gleich- 
bedeutend mit der Vernichtung desselben. Die Anerkennung 

") Rechlalehra, §. 19. 

-'] Vgl. die klareo, tou einem bei modemen JaristeD selten gewordenea 
Verstand nisa der reclitspbilaBopbisc1ienFro1)l«me zeigenden ünteranchnDgen Ton 
. Bierline, Zur Kritik der jnristiBchen Grnndbcgriffe , 1. Theil, Gotha 1877. 
■^H1)r. Jellinek, Natur d. StunteDy ertrüge. 2 



des allgemeinen Will eng durch die Gemeinscliaft ist sfes 
letzter formaler Grund. Und dieae Anerkennung kann ntu 
darin bestehen, daas man sich durch denselben für verpflichtet 
hält; „die Anerkennung, die das Recht zum Recht macht, ist 
nicht ein vorübergehender Act, sondern ein dauerndes habi- 
tuelles Verhalten in Beziehung auf die betreffenden Recht» 
grundsätze." **) 

So verschwindet denn bei näherer Betrachtung das B© 
fremdende , welches in der Idee der Rechtserzeugung durcl 
autonomisches Binden des Willens liegt. Der Fehler det 
Naturrechts war es , dass es die Souveränetät im Sinne dei 
Willkür auffasate, dass es nicht erkannte, dass Unabhängig' 
keit und Autonomie keine Gegensätze, sondern Correlats 
sind. Aus dem Wesen des Menschen, aus der Natur dei 
Rechtsordnung ergibt sich nicht nur die Denkbarkeit, sondert 
auch die reale Nothwendigkeit der Seibatgeaetzgebung. Dahei 
besteht das Wesen der Souveränetät nicht nur in der Eigen 
Schaft der Staatsgewalt als höchster Macht nach aussen 
sondern vor Allem in der Selbstberrliebkeit, in de] 
Macht, dem eigenen Willen Vorschriften zu geben, in de] 
Fähigkeit, für sich Recht zu erzeugen. Mit tiefdringendrai 
Blick hat L. v. Stein die Selbatherrliehkeit des Staates aX 
das staatliche Rechtsprincip bezeichnet, welches den Staat vffl 
allen anderen Formen der Persönlichkeit auszeichnet. ^*) 

Haben wir so den abstracten Beweis für die MöglichkfS 
und Nothwendigkeit der Recbtserzeugung durch Selbstvei 
püichtung der Staatsgewalt geführt, so gilt es nun, die Probi 
an den Thataachen zu machen. Es ist zu zeigen , dass il 
dem, was unzweifelhaft als Recht gilt, ein Moment vorhandei 
sei, welches nur auf die staatliche Selbstgesetzgebung zurück 
geführt werden kann. Auf die Deduction soll die Inductiotij 
folgen, um durch Analyse der concreten Erscheinungen ala 
wirklich zu bestätigen, was aicli uns a priori als nothwenditf 
herausgestellt hat. ] 

'") Bierling a. a. 0. S. 8, Auch der Nathweia Bierling'B, 
die AnerkeniiaDg aU letzter jariatischer Grund des Rechts nicht anf die.Jj 
tragstheorie hinausläuft, ist za beacliten. 

*") HandbDch der Verwaltunga lehre, 2. Auft., 3. 42. 
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Am reinsten und deshalb von den Gegnern der ataat- 
SelbatTerpflichtung oft als juristisch unqualiöcirbar 
bezeichnet, zeigt sich dieselbe in den Acten, durch welche die 
Staatsgewalt ihre bisherige staatsrechtliche Stellung aiis freiem 
I EntachluEse verändert, al^o hauptsächlich in den Fällen, wo ein 
•"Unbeschränkter persünlicher Souverän erklärt, die Gesetzgehnng 
jin Zukunft niir mit Zustimmung Anderer auazuüben. So lange 
die Idee des Staates sich noch nicht rein und klar herausgebildet 
hatte, konnte man die Octroyirung einer Verfassung von Seite 
des Fürsten als einen Vertrag auffassen, der zwischen Fürst und 
Untertbanen geschlossen wurde. Dem modernen Staatsgedanken 
jedoch, welcher die Kategorie des Vertrags zur Erklärung 
der Erscheinungen des inneren Staatslebena fast gänzlich ver- 
bannt hat, kann in jenen Acten nnr den ein für allemal bin- 
denden Entschluss des Herrschers erblicken, ein Entschlnss, 
der nicht nur lür die Untertbanen, sondern auch für ihn selbst 
feecht erzeugt. Der Träger der Staatsgewalt unterwirft sich 
fem Gesetze, das er seibat aufgestellt hat. '") 

Von diesem Standpunkte aus müssen nun auch alle übrigen 

jichranken der Staatsgewalt beurtheilt werden. Das moderne 

Staatsrecht kennt unzweifelhaft Einschränkungen der Staats- 

t, und zwar positiv-rechtliche Einschränkungen. ' ') Die 

'") Tgl, Zöpfl, GrnndBätze des allgemeiaeD Stsutsreclits, '6. Anfl,, 
, Ein auch der Form iiach zutreffendes Beispiel der Selbelgeaetzgebiing 
im Diplom des Kaisers von Oesterreich vom 20. Ootober 1S60; „In Erwägung 

dass haben Wir — anf Grundlage der pragmatischen Sanction nnd 

Eraft Unserer Macht volikommenlieit Nach '•teilend es als ein beiitändiges und 
nniriderruSiches Staatsgmndgesetz zn Unserer eigenen, so auch zqt 
Bicbtscbnnr Unserer gesetzlichen Nachkommen in der Begierung zu beschliesaen 
and za verordnen befanden." 

") Von den meisten Publicisten der neneren Zeit anerkannt, z. £. 
Schmitthenner, Zwölf Bücher voni Staate. 3. Bd., S. SSS: „Die Grenzen 
der politischen Gewalt eind.... 3. Positiv-rechtliche (geschichtliche) durch 
B^B concreto Form nnd positive Verfassung des Staates gesetzte." ZQpfl, a a. 0., 
B. 92. Dahlmann, Politik, S. 81: Es liegt nicht in dem BRgrllTe der Be- 
Bpemng, dasa ihre Willen serklärn Dg an keine Begel gebunden sei. Mo hl, 
Kaatsrecht, Viilkerryclit, Politik. 2. Bd., S. 408. Gorber, Uebur öffentliclie 
HBchte. Tfibiugen 135ä, 9. 79. Derselbe, GrundzQge d. allg. Staater. S.3I. 
IK9' Heimann S clinl ze , Einleitung in's deutsche Staatsrecht. 2. AnS., 
^■^ 165. J. V. Held, Orandzüge dea allgemeinen Staatsrechts. 3, 324. 




ganze Idee des Rechtsstaates iat in dem Satze i 
faaBt, das3 rechtliche Grenzen für die Ausübung der Staatfl 
gewalt existiren. Da nun auf dem Gebiete des öffentlicbw 
Rechts, wenigstens im modernen Staate, die Staatsgewalt am 
schliesslich Erzeugerin des Rechts iat, so können jet 
Schranken nur als Resultat einer Selbstbeachränkung aufgi 
fasat werden. Daher iat jeder Act des Staatswillens, der si^ 
auf die Verfassung bezieht, zugleich eine Anforderung an d« 
Staatswillen selbst. Was die Grundgesetze anbelangt, so htd 
„in ihrer Ertheilung, Abänderung, Ergänzung, die Staatsgewa] 
sich seibat zum Gegenstände." ^^) Die staatsbürgerlichen Recbtfi 
in ihrer rein negativen Natur als Erklärungen der Staats 
gewalt, die Freiheit der ünterthanen in gewissen Beziehung^ 
nicht zn hemmen, beruhen wesentlich auf Einengung des Hen 
Bchaftsgebietes der Staatsgewalt durch diese selbst, 
Gerber konnte sie daher ganz gut in der imperativen Eopj 
verpflichtender Normen oder als verneinende Rechtssätze foj 
muliren: Der Staat soll nicht die religiöse Ueberzeugui 
seiner Volksglieder beherrschen, er soll nicht die wissei 
sehaftliehen Ueberzeugungen seiner Volksglieder beherrsch(rf| 
wollen, der Staat kann die freie Meinungsäusserung dun 
die Presse nicht von seiner vorherigen Genehmigung, Censuj 
abhängig machen u, s. w. ^') Wer daher das Recht auf i 
von der Staatsgewalt an die Ünterthanen erlassenen Normd 



Holder, Das Wesen des Staates. Zeltsclirift f. d. g. Staatsinsseiiscl]. Bd. % 
S. 651: „Das StaatBreclit ist der lobegriff der lechtlichen, d. L eben 
dal Staatsgewalt selbBt aU solcher aaerkaanten Bedingangen, unter 
«Uein ihre Wirkaamkeit die Biidentuug nnd Geltnng einer ataatlithun i«i 
' Telke gegenüber be an sprachen darf." Laband, Das fjtaata recht dea dentsoh« 
Reiches. II. Bd., S. 202; „Der Staat tann von seinen Angehörigen keid 
Leistung und keine Unterlassang fordern , er kann ihnen nkhtG befehlen v 
nichts verbieten, als aaf Gmod ein^s Rechtssatzes. Das ist das Merkmal dH| 
Rechtaalaates im Gegensatz eur Despotie." 
") Gerber, Groodittge. S. 13. 14. 
") Gerber, Grundzüge. S. 34 ff. LabaDd, a. a. 0. Bd. 1, 8. 1^ 
„Die Freiheita rechte oder Grandrechte sind Normen für die Staatsgewalt, iTeln 
die Staatsgewalt sich selbst gibt." Gerade in der AnSassnng der Grandieeli 
als blos verpflichtender Sätze des objectiven ßechts tritt der Charakter d 
naatliohen SelbatTerpflichtaDg am deatlichsten hervor. 
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beschränkt , der muss consequenterweiae die Eeehtsnatur dea 
^^ Verfaasungarechts und damit implicüe des ganzen Staatsrechts 
^^Li^ngnen, welches ja auf dem Boden der Verfassung ruht. 
^^B ' Die von uns vertretene Ansicht, dass in den grund- 
^^^ßegenden Bestimmungen des Staatsrechts wesentlich Selbst- 
^^^nerp dich tun gen des Staates zu suchen sind , wird mit einer ' 
^^^P^incipi eilen Einschränkung gebilligt von der Norm^theorie 
^^^'in der Ausbildung , die sie von T h o q empfangen hat. Nach 
Thon kann der Staat auch für sein eigenes rechtliches Ver- 
halten Normen aufstellen ; eine derartige Beschränkung der 
eigenen Handlungsfreiheit enthält aber zunächst die Verkün- 
digung des Entschlusses , künftighin in der oder jener Lage 
in gewisser Weise zu handeln. Erst die Vertheilung der ver- 
schiedenen staatlichen Functionen unter verschiedene Organe, 
insbesondere die Trennung der legislativen von der regierenden 
Gewalt, machen es möglich, dass dieser Willensentachluss, von 
bestimmten Organen des Staates gefasst und verkündigt , für 
den andern, zur Ausführung berufenen Theil zugleich einen 
Imperativ enthält, ä') Hiernach würde in der Selbstverpflich- 
tung der Staatsgewalt eine Verpflichtung einer Richtung der 
Staatsgewalt durch die andere liegen. In den meisten Eällen 
^■^^pjfft dies allerdings zu. Aber auch eine Verpflichtung der 
^^^Bgislativen Gewalt durch sich selbst ist nicht nur denkbar, 
^^^Bndern auch thatsäcblich vorhanden. Die Eechtssätze über 
^^^Be politischen Freiheitsrecbte sind allerdings Normen für die 
^^^Bbrwaltende Tbätigkeit des Staates, aber sie sind auch 
^^^E^i^^^^'^^^^ ^^^ gesetzgebenden Gewalt insofern, als eine Be- 
Beitigung derselben nur durch verfassungsmässige Aufhebung 
eines Theilea der Grundgesetze möglich wird". ") Die Bestim- 
mungen für das verfassungsmässige Zustandekommen der Ge- 
setze, der Grundsatz, dass Gesetzen keine rückwirkende Kraft 
beigelegt werden soll, die Erklärung der TJnantastbarkeit 
I erworbener Rechte können nur als rechtliche Einschränkungen, 

") Eechtsnorm n. snbj. Reoht. S. 141. Ganz richtig fährt Thon dia 
privatreihtlithe Stellnng des Staates als Fiacna auf staatliche Selbstver- 
pfliehtnn e inräck. Vgl. M o h 1 , Eccyolopädie der Staa tswissanschafteü, 

l 1. Aufl. S. 193. 

^^■^ ") Gerhsr, Grnndsöge S. 36. 




welche die gesetzgebende Gewalt sich selbst gesetzt hat, aaf- 
gefaaat werden. Ea liegt in ihnen mehr als ein Entachluas, 
es ist in ihnen eine wirkliche Vorschrift für den künftigen 
Staatswillen vorhanden, »«) Allerdings hat es nicht an Solchen 
gefehlt, welche in diesen Bestimmungen nur moralische Ver- 
pflichtungen erblicken wollten, was aber seinen Grund nur 
darin hat , dass diese mit einem a pnori zu eng gefassten 
ßechtsbegriffe operirten , von dem aus die angefiihrten Sätze 
des Verfassungsrechtes als ilechtsaätze allerdings nicht mehr 
begriffen werden können. So erklärt z. B. Bahr, dass der 
Satz, dass die Gesetzgebung wohlerworbene Kechte 
nicht verletzen dürfe, nur eine moralische Schranke für die 
Gesetzgebung sei "), welche Behauptung jedoch in der petitio 
prt'ncipii wurzelt, dass Recht und Gesetz nur da wahre Be- 
deutung- und Macht gewähren, wo sie einen Richterapruch zu 
ihrer Verwirklichung bereit finden '") , ferner behauptet Max 
Seydel, ganz an Hobbes erinnernd, daaa Derjenige, von 
dem das Recht ausgebt, über dem Rechte steht, daaa der 
Wille des Herrschers Land und Leute ohne jede rechtliche 
Grenze umfagst, dasa der Herraeherwille als Rechtsquelle nicht 
selbst Recht sein kann, ^') Daneben spricht aber Seydel 
von „gesetzlicher Beschränkung des Herrscherwillens", welcl 
eine vom Herrscher sich selbst gesetzte ist "j. Diesen Wid^ 



") Dies zeigt am dentlichfiteD Art. I des Auiündemeats \dizi ^5. 
cember 1T91 zur TerfasHOtig der Vereinigten Staaten \oii Nurdanienks 
Congress sol) nie ein Gesetz geben, wodnreh eine Religion zur hirrai^beiidag 
erklärt oder die freie Ansiibnng einer andern verboten oder vodnrcli d 
Freiheit im Reden oder die Preasfreiheit , oder das Recht des Voltes, 
freiwillig zu versammeln und der Regierung Petitionen «egen Abstelliiii 
von Miaabränchea zu nberreicben. vermindert wQrde". Siehe Schübe 
Terfassungsurkunden, I. Bd., S. 319. 

") Dar Rechtsstaat, Caasel und Göltingon 1864, S. 50. 

") Ebd. S 18. 

"*) Allgemeine Staatslehre, Würzbnrg 1873, S. 9. 13, 61. 

*") Ebd. S. (J6. Wie nao von diesem Standpunkte aus za öffenttiobe^ 
Rechten, zu Rechten gegen de» Herrscher gelangen kann, i 
bei Seydel der Fall ist, bleibt völlig unbegreiflich. Der Seydel'schennt« 
schied zwischen Herrscher and Staat deckt sich genau mit dem Eoo 
zwischen aauverabi nnd ^tat. 



sprucb zu losen, macht S ey del niclit den geringsten Versuch.*') 
Äueli Ihering, der, wie wir bald sehen werden, einer der 
eifrigsten und geistreichsten Vertreter der Ansicht von der 
Selbstbeschränkung der Staatsgewalt ist, fasst ganz im Stahl'- 
schen Sinne die Gesetzgebung als absolut über dem Gesetze 
stehend auf. Jedes Gesetz, das sie erläset , wie immer hier 
auch sein Inhalt beschaffen sein möge, ist im ßechtssinn ein 
vollkommen legaler Act , die Gesetzgebung bann daher im 
juristischen Sinne nie eine Willkür begehen, das würde heissen, 
dass ihr nicht das Recht zustünde , die bestehenden Gesetze 
zu ändern, ein Widerspruch der gesetzgehenden Gewalt mit 
sich selber.") Aber für die Aenderung des gesetzgeberischen 
Willens sind im Rechtsstaate stets gewisse Formen vorge- 
sehrieben, Formen, ohne deren Innehaltung ein Gesetz gar 
nicht zu Stande kommen kann. Diese Formen beschränken 
den Willen des Gesetzgebers, und zwar weil er sie gewollt 
hat. Er kann allerdings diese Formen ändern, aber er ist 
durch das Wesen des Staates gezwungen, seine Willkür, die 
materiell gar nicht besteht, formell einzuengen, an Stelle der 
aufgehobenen Formen müssen neue treten, denn einen form- 
losen Staats willen kennt der Staat nicht. Und wenn der 
Gesetzgeber die bestehenden Gesetze ändern kann, so ist doch 
stets ein neuer selbständiger Wülensact zu einer solchen 
, A enderung notbwendig. So lange der Gesetzgeber nicht ein 
Sderes gewollt hat, sind die von ihm aufgestellten, an ihn 
i richtenden Vorschriften für seinen Willen bindend. Nur 
Lren die Selbstbeschränkungen der Gesetzgebung nicht 
ihtlicher Natur, wenn die Gesetzgebung als Willkür gefasst 
Urden könnte, eine Autfassung, die dem Wesen des Staates 
Grund ans widerstreitet. Wie aber der Gesetzgeber 
Sotz der Selbstverpflichtung seines Willens juristisch im 
üde ist, seinen Willen zu ändern, diesen für unsere Theorie 
i wichtigen Punkt werden wir bald zu erörtern haben. 



") Ferner iat Fricker zu den Lengnero einar retlillieben Verpflich- 
l dei Legislative zn zahlen. S. üben S. 8. Vgl. a. a., 0. S. 402: „Vean 
r Staat kein Becbt über sicli bat, so ist er nnr von seioeoi eigenen Willen 
Aonden, also rechflicb überbanpt nicht gebnnden.' 

") V. Iheriae, Der Zweefe im Recht, 1. Bd. S. 350. 
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In dem Nachweis der Selbstverpflichtung der 
gebenden Gewalt liegt eigentlich der Schwerpnukt unsen 
TJnterauchung. Denn an einer Verpflichtung anderer Staai 
thätigkeiten durch die gesetzgebende kann füglich 
gezweifelt werden. Dass Administration und Justiz von d^ 
liesetzgebung Befehle empfangen können, gehört zu den fu3 
daraentalen Thataachen des öffentlichen Rechts, ohne weld 
die Existenz einer ßechtsordnung gar nicht denkbar ist. 
sofern die Staatsgewalt m abstracto als eine einheitliche ( 
dacht werden muas, liegt allerdings auch hier eine Selbstvai 
pfiichtung vor, ao dass jede Norm des öffentlichen Rechts i 
Moment der Helbatverpflichtung enthält. So hat Bindi» 
mit vollem Recht hervorgehoben, dass die Normen des Strj 
geaetzea an den Staat selbst gerichtet sind. ") In der ( 
Währung öffentlicher Rechte an die Unterthanen verpflichte 
sich der Staat den Unterthanen gegenüb 
stungen ; vom Standpunkt des der Staatsgewalt Unterworfem 
erscheint hier die Staatsgewalt selbst verpflichtet. *') Da ab) 
die Ausführung des Staatswillens anderen Organen überlass 
ist, als den den Willen erzeugenden , da innerhalb dei 
heitlichen Staatsgewalt die verschiedenen Organe derselbi 
eine gewisse Selbständigkeit gegen einander haben, in welolij 
zumeist die Garantien des öffentlichen Rechts zu anclw 
sind, so kann man, wenn man dieses Moment der Selbstandi 
keit einseitig in's Auge fasst und zugleich auf das Subjectioin 
verhältuiaa hinweist , in welchem die anderen Thätigkeii 
der Staatsgewalt zu der Geaetzgebung stehen, die Behal 
tung aufstellen , dass auch die Verpflichtung der Verwaltm 
durch die legislative Gewalt unter jenen Begriff des Reo) 

") Die Normeu unil ihre llebertretang. 1. Bd., S. 13. Aucli i 
ajinimmt, dasa die Strafgesetze VerpflicblaDgeu des HichtiTi) sind, sie ' 
Beinen Urtheilcn zu Grande eq legen, mnas man doch z 
Bindisg treffend ausführt, eine Fiiirang des Staatswtllena gegenüber cid 
Verbrecher enthalten, eine Fiiirung, welche nicht n 
ein EntschlusB, sondern eine wahre Korm ist, eine Momi , dnrch welche i 
kflnftige Staatswille bis zur Äendemng des Strafgesetzes gebno 
die folgenden AnsfÜhrnngen im Texte. 

*') Vgl.UIhrich, Oeffentliche Rechte und Verwalinnga-Gerichtabarkdj 
Prag 1875. a, m. 




feile, wonach dieses nur in der von der Staatsgewalt an die 
ihr Unterworfenen erlassenen Normen besteht, Gegenüber der 
Verpflichtung der G-esetzgebung dureh diese seibat ist jedoch 
ein ßolcher Einwand unmöglich. Während man sich dort 
darauf berufen kann , dass gewiasermaasen der Staatswille 
sich spalte und sich innerhalb seiner selbst ein von ihm ver- 
schiedenes Object schaffe, ergreift sich hier der Wille selber. 
Man muss entweder alle die Sätze, welche den Willen des 
Gesetzgebers biuden, aus dem Rechte wegeseamotiren oder 
zugeben, dass jener enge Rechtsbegriff nicht im Stande sei, 
alle Erscheinungen des Rechts zu erklären. Und jenes Hin- 
auswerfen der den Willen des Gesetzgebers bindenden Be- 
stimmungen aus dem Rechte ist , wie schon erwähnt , eine 
Negirung des ganzen Verfassüngsrechtes , welches nach der 
präciseu Definition L. v. Stein's als die gesetzlich be- 
stimmte Ordnung für dieBildnng des Staatswillens anfgefasst 
werden muas*^) und damit eine Negirung der Möglichkeit des 
Rechtsstaates, welcher ja auf der gesetzlichen Fixirung der 
Competenz der Staatsgewalt in allen ihren Punetionen , also 
such der gesetzgeberischen, besteht. 

In der Selbstverpflichtnng des Souverains und der legis- 
lativen Gewalt tritt aber der Charakter des autonomen Bindens 
des Staatswillens nur am reinsten und deutlichsten hervor. Fac- 
iäsch enthalten ist sie aber, wie wir schon angedeutet haben, 
in jedem Satze des öffentlichen Rechtes, ja in jedem Rechts- 
eatze überhaupt. Zu den gröasten Verdiensten der deutschen 
Staats Wissenschaft gehört es, den einheitlichen Charakter der 
Staatsgewalt dargelhan, den Nachweis geführt zu haben, dass 
dasjenige, was man Staatsgewalten nannte, in deren absoluten 
Trennung man das Heil des Volkes erblickte, nur verschie- 
dene Functionen einer und derselben Staatsgewalt sind. Bei 
aller Abgrenzung der Gebiete der einzelnen Staatsfun ctionen 
gegen einander darf doch der Gedanke, dass ein mechanisches 
Zerreissen der Staatsgewalt in mehrere Theile zugleich ein 
Zerreissen der Staatseiuheit bedeutet, nie ausser Augen ge- 
lassen werden. Wenn eine Scheidung der Staatsgewalt in 
mehrere selbständige Gewalten theoretisch schädlich ist, so 



'") Dia Verwaltnagalolire, 1. Bd., Stuttgart 1865. i 
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ist sie überdies praktisch undurchfährbar. Es dürften 
wenige staatliche Organe zu finden sein , deren Fmictionew 
ganz und ansachliesalich einer der Gewalten angehörten. "=) Wem 
man daher auf die innere organische Einheit der Staatsfähig 
keiten achtet , so wird man jeden Entschluas des Staatef 
durch welchen er irgend eine seiner Thätigkeiten in irgenJ 
einer Richtung bindet, als Selbstverpflichtung auffassen müssei 
Und da jedes Gesetz durch irgend eine Function der Staatq 
gewalt verwirklicht werden muss, da es das Wesen des GbJ 
setzes ist, dass es nicht blos ein Wünschen des Geaetzgebei 
bedeutet, sondern ein Wollen, das in Tbat umgesetzt werden 
soll, so läöst sich nicht nur, wie Gerber meint, ein gross«} 
Theil der Staatsgeeetze , welches auch immer im Uebrige^ 
ihr Gegenstand sein möge, von dem Gesichtspunkte aus bq 
trachten, dasa darin zugleich das Mass und die EinwirkunJ 
der Staatsgewalt rechtlich festgestellt wird'^), sondern 
jedem Gesetze ohne Ausnahme, ja in jedem Satze des pos« 
tiven Rechts, welcher Quelle er auch entstammen möge, 
er direct oder indirect Inhalt des Staatswillens ist, muss < 
solche rechtliche Fixirung der Ausübung der Staatsge\ 
erblickt werden. Wenn ein Gesetz erlassen wird , welch^ 
sich auf Privatverhältnisse bezieht, ao liegt die Beschränku: 
der Staatsgewalt darin, dass die unter das betreffende Gesell 
zu subsummir enden Erscheinungen des Rechtslebens mir naw 
diesem Gesetze und sonst nach keinem andern zu beurtheilf^ 

") Ueber dia Unrichtigkeit des nouh hente popaiären Irrlhumu, das 
englisclie Verfasenng auf dem Principe der Gewaltentbeilung basirt Ee 
Bagehot, EngÜBcbe Terfasaniigssa stände. Deatscb, mit einem Torwor 
V. Holtzendorff veraeben , Berlin 1868. Auch 
lativen Körpers ehaften Sben Acte der Admiaistration aa 
Wabl der Functionäre, die Anfreclithaltnng der Discipün 
EineetEung von richterlicben Organen faann in die Competenz der LegialatM 
gebären, wie x. B. in Oesterreich die Wahl der Mitglieder des über MinisM 
anklagen entscbeidendeu Staatsgericbtshofes darcb den Reicbsratb. 

") Gnindznge. S. 31. Vgl. Laband, a. a. 0. II. ßd , S. S 
Geaetse, viin denen hier die Hede iBt (die Verwaltnogägeaetze) baban i 
sämmtlich an tbnn mit einer Abgrenzung der Staatsgewalt. Sis gebeS 
die BechlBvorscbriften über die Einnirkangen, nelcbe der Staat auf Penonei 

Dnd Termügen seiner Untertb an en vornebmen darf. Der Gesammtinh^ 

aller dieser Gesetze deAnirt den rechtlichen Inhalt der Staatsgewalt." 
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sind. Das Wesen dea Gesetzes , des objectiven Rechts über- 
haupt, besteht eben darin, dass es für die Beurtheilung der 
ihm unterworfenen Eracheinnngen die Willkür ansscbliesst, 
dass es den Willen des Staates mit einem bestimmten Inhalt 
erfüllt , der keinen ihm widprsprechenden neben sich duldet. 
Gesetz und Selbstbeschränkung des Staafswillens sind corre- 
late Begriffe. Auch beim Individuum schliesst ein bestimmter 
Willen sinhalt für die Dauer des WoUens jeden anderen aus. 
Selbst der eifrigste Indeterminist muss zugeben, dass man in 

I einem und demselben Momente nicht etwas zTigleJch mit seinem 

I Gegentbeiie wollen kann. 

lu jedem concreten Wollen liegt daher eine Beschränkung 

1 dea Willens als der Tähigkeit des Wollens. Und diese Be- 
schränkung ist eine selbstgewollte, weil sie nothwendigerweise 
mit dem Willensinhalt selbst gesetzt ist. Daher ist jeder Act 

K' — ;liehen Wollens eine Beschränkung des Staatswillens und 
, da diese lieschränkung dem Staate nicht von Aussen 
lufgedrungen ist, sondern aus der inneren Natur seines 
ens hervorgeht, eine Selbstbeschränkung. Und die Selbst- 
iränkung des Staates ist keine vorübergehende. Der na- 
türliche Wille des Individuums ist als solcher durch die Voll- 
endung eines Willensactes formell nicht weiter gebunden , es 
sei denn, dass ein höherer Wille ihm ein Gebundensein an 
die entschwundene Willensaction gebietet oder die Fortdauer 
des einmal geäusserten Willens voraussetzt'"), oder dass der 
IndividuaLwille selbst sich durch das einmal Gewollte aus 
ethischen Gründen für verpflichtet hält. Anders der Staats- 
wille. Beim Staatawillen dauert das Wollen des einmal für 
den Willen als Inhalt Gesetzten so lange fort, bis ein zweiter 
Willensact erfolgt, durch welchen der Fortdauer dea frühereu 
Willensactes ein Ende gemacht wird. Der Staat hört nicht 
auf, das zu wollen, was er einmal als Inhalt seines Willens 
gesetzt hat"), bis ein entgegengesetzter Willensact den ersten 
aofhebt. Der Staatswille, wenigstens der des Rechtsstaates, 

nach der BestimmQDg der Bechtsordnnne 
dem erat darch ein in cantrarium agtre 
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nicht dnrcb das blosse Nichtwollen, soader 
erlischt. 

*") Eb sei denn, dasa er sich selbst 
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iat daher viel constanter und verläaslicher als der Wille des 
Individuums und auf dieser Constanz des staatlichen WoUena, 
auf der Fortdauer des Gebundenseins des Staatswillens an 
seinen Inhalt, beruht im Grunde die ganze Rechtsordnung, 
beruht das Gefühl der Sicherheit, welches die unerlässliche 
Vorbedingung des Schaffens und Arbeitens der Unterthanen 
ist. Wenn mau nicht darauf bauen könnte, dass der Staat 
in seinen Gesetzen und den von ihm anerkannten Rechtesätzen 
eine Schranke seines Willens anerkennt und respectirt, dann 
wäre das Leben im Staate das unerträglichste, und solche 
staatliche Zustände waren es, welche die Vorläufer der Re- 
v-jlution dazu angetrieben haben, die Zeit der Staatslosigkeit 
als die idealste Periode der Menschheit zu preiaen. 

Dieses Moment der Selbstunterwerfung des Staates unter 
den eigenen Willen, welches in jedem Rechtssatze liegt, ist 
nun von Niemandem schärfer hervorgehoben worden als von 
Ihering. "•) Er unterscheidet in der Entwicklung des Rechts 
als Befehl, als Norm, drei Stufen. Die erste Stufe ist die des 
Indi vi dual gebot es , welches nur durch das unmittelbare Ee- 
diirfniss des einzelnen Falles auftaucht, ura sofort zu ver- 
schwinden, nachdem der Fall, für welchen es bestimmt war, 
erledigt ist. Die zweite Stufe ist die einseitig verbindende 
Norm, die abstracte, fiir eine Reihe von Fällen aufgestellte 
Regel, welche die Unterthanen der Staatsgewalt verpflichtet, 
ohne dass ihr Urheber durch sie gebunden ist. Die dritte 
Stufe der Norm ist die , in welcher sie zugleich die Staats- 
gewalt, welche sie erlassen hat, seibat bindet. Erst dadurch 
wird der Rechtszustand erreicht und der Zufall in der 
Anwendung der Normen verbannt. „Recht in diesem vollen 
Sinne des Wortes ist also die zweiseitig verbindende Kraft 
des Gesetzes, die eigene Unterordnung der Staatsgewalt unter 
die von ihr selbst erlassenen Gesetze." ^') Die Verbindlichkeit 
der Rechtsnormen für sich selber erkennt die Staatsgewalt 
dadurch au, dass sie sich des Reehtsprechens begibt und ea 
dem Richter überweist. „Einsetzung des Richteramts ist prin- 
cipielle Selbstbeachränkung der Staatsgewalt in 
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)zag auf den dem Eichter zur Verwirklichung überwiesenen 
Sieil des Rechts, Ermächtigung des Itichters, nach eigener 
Beberzeugung, nnahhängig von ihr das ßeeht zu linden, und 
sichernng der bindenden Kraft des von ihm gefällten 
Igrucha,""^) Die Einsetzung des Richters und die ihm ge- 
Ihrte Unabhängigkeit ist also die Garantie für die Verwirk- 
fehnng des Rechts nach der Seite der Verpflichtung der Staats- 
walt hin und sie ist zugleich das unterscheidende Merkmal 
I Rechts gegenüber der Verwaltungathätigkeit des Staates. 
Ich will hier absehen von der schroffen Scheidung, die 
b.ering zwischen Justiz und Verwaltung macht, der eehoa 
l blosse Existenz eines Verwaltungsrechts, die Thatsache, 
die Verwaltung selbst zur Bildung von Rechtssätzen 
führt^') und andererseits die Qualität der Rechtspflege als 
eines Zweiges der Verwaltung widerstreitet. So richtig und scharf 
aber Ihering das Moment der Selbstverpflicfatung in den 
Normen des Rechtsstaates ert'asst hat, so erheben sich doch 
gegen seine Ausführungen gewichtige Bedenken. Vor allem 
übersieht er die Existenz einseitig verbindender Normen, 
welche ihre verbindende Kraft nur der Staatsgewalt gegen- 
über äussern, oder vielmehr, er muss nach seiner Behauptung, 
daas die Gesetzgebung sich nicht unter ein von ihr erlassenes 
Gesetz stellen kann, die Existenz verfassungsrechtlicher Normen 
negiren und zieht damit der Construction des Rechtsstaats den 
Boden unter den Füssen weg. Und doch ist seine ganze Con- 
struction zweiseitig verbindender Normen nur auf Grund der 
Anerkennung einer ausschliesslich die Staatsgewalt verbin- 
denden Norm möglich, nämlich jener Norm, durch welche die 
Staatsgewalt die „principielle Selbstbeschränkung" vornimmt. 
Der Act, mittelst welches die Staatsgewalt die Grenzen ab- 
steckt, innerhalb welcher sie dem Richter die Selbständigkeit 
gewährt, muss doch von Ihering als Rechtsnorm aufgefasst 
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") Vgl. die Einwände Thon's, Zeitschrift f. d. Pr.- n. Bffentl. Becht. 
S. S56 ff. S. ferner Laband, Staatgracht. II. Bd., g. 67: „Die Yerwaltanss- 
tbfttigkeit des Staates ist zngleicli Handhabnng nnd Enseagaag des i3ffeDtlicheD 
Keclits and ea lindet eine fortwährende Wechsolwirknag zwischen Verwaltung 
ond Raohtsbildung stall." 
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werden, sonat könnte er eine Miasachtung der ricIiterlielM 
Selbständigkeit von Seite des Staates nicht einen durch niß^ 
zu beschönigenden Rechtsbruch nennen. ") Mindestens die 
ganisirung der Gerichte und die Feststellung ihrer Competenal 
müssen von diesem Standpunkte ans als Reehtssatze aufgefa^ 
werden, die sieh nur an die Staatsgewalt wenden, einseitig va 
bindende Normen, die Niemanden binden, als ihren Urheber, TTiij 
zwar müssen diese Normen auch als Verpflichtungen der ( 
setzgebung angesehen werden. Oder meint Ihering, d^ 
die Legislative durch den Grundsatz der Unabhängigkeit i 
Richter nicht verpflichtet ist ? Darf sie Gesetze erlassen, wel<4 
diesen Grundsatz aufheben? Begeht sie, indem sie dies 
Satze, der nach Ihering zu den unerlässlichen Bedingung 
des Rechtsstaates gehört, derogirt, nicht ebenso einen RecW 
bruch, wie die Staatsgewalt, die den Richterspruch t: 
Eine widerspruchslose Durchführung der Ihering'schen l 
danken ist nur möglich, wenn man einseitig verbindende, 
an die Staatsgewalt sich wendende Normen anerkennt, weiß 
auch den rechtschaffenden Factor im Staatsleben, die Legj 
lative, zu fesseln im Stande ist. Wenn auch die Normen, doj 
deren Erlassnng die Legislative eine ihr selbst auferlegte VM 
pflichtung übertritt, formelles Recht bilden , so liegt das t 
recht, weiches die Gesetzgebung begeht, in der Anfstellill 
neuen Rechts, wo das alte hätte weiter gelten sollen. DiD 
den Act der Rechtsschöpfung begeht die Staatsgewalt '. 
einen Rechtsbruch, den Fall ausgenommen, dass die NeubUdiu 
des Rechts eine nothwendige, durch die Staatszwecke gebotl 
war, von dem wir bald zu reden haben werden. Es ist foriji 
möglich, dass die Gesetzgebung auf verfassungsmässigem "Wffl 
durch ein Specialgesetz die Confiscation des 
Unschuldigen anbefiehlt; sie würde aber in diesem Falle i 
Norm, welche die Ünverletzlichkeit des Eigenthums anbefiel| 
und die sie für sich als verbindlich anerkannt hat, eb« 
übertreten, wie der Dieb."'') 

Aus der Existenz einseitig verbindender Normen, wrf 
nur an die Staatsgewalt gerichtet sind, ergibt sich , daaa \ 

") a. B. 0. S. 382. 

"') Vgl. Serbor, Grnndzöge S. 29. 
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lichtung der Staatsgewalt der einzige Punkt ist, welcher 
i Staate anerkannten Eechtssätzen, also allen Sätzen 
Ebb positiven ßechta gemeinsam ist. Es gibt, wie aus unserer 
parstellung hervorgebt, Rechtssätze, welche sich nicht an die 
Beaetzeaunterthanen richten, aber eine Norm, welche nicht 
i Staat verpflichtete, ist gar nicht denkbar, ea müsste sonst 
(twas zugleich Inhalt des Staatswülens und nicht in dem- 
"aelben enthalten sein können. Die weiteste Definition vom 
Rechte wäre demnach die Bezeichnung des Rechts als der 
Inbegriff der vom Staate als für ihn verbindlieh 
angesehenenNormen, So zeigt sich uns die Selbstverpflich- 
tong der Staatsgewalt, deren logische Möglichkeit wir anfangs 
zweifelnd prüften, als die Essenz der ganzen Rechtsordnung. 
Der zweite Punkt in den Ausführungen Ihering's, 
gegen den wir uns erklären müssen, ist die Stellung, die er 
dem Richter einräumt. Der Richter erscheint bei ihm ganz 
unabhängig von der Staatsgewalt, er steht ihr selbständig 
gegenüber und sie beugt sich vor seinem Spruche. Hier haben 
wir jenes Ansein and er reissen der Staatsgewalt, welches noth- 
wendig zu einer Verniehtung der Staatsidee führt, „die theo- 
retische Conatruction der Grundlage eines permanenten Staats- 
eonfliets". ^^) Der Richter steht nicht dem Staate als ein 
Fremder gegenüber , er steht nicht über dem Staate als ein 
Höherer. Er selbst bezeichnet nur eine bestimmte Richtung 
der Staatsgewalt, ist innerhalb der Staatsgewalt nur ein 
Moment , welches in seinen ihm eigenthümlichen Eunctionen 
gegen die anderen scharf abgegrenzt ist. Aber es ist der Staat 
selbst, der aus dem Munde des Richters spricht, in ihm per- 
sonificirt sich der Staat , wenn er das Recht spricht und im 
Namen des Staates oder seines souveränen Repräsentanten 
fällt er seine UrtheUe. Insoweit femer der Eichterspruch nicht 
nur ein Urtheilen, eine Declaration des auf den concreten JFaU 
anzuwendenden Rechts, sondern auch einen Befehl enthält, sei 
ea an Parteien, sei es an die Staatsgewalt, insofern also ein 
Auferlegen oder ein Anordnen im Richterspruche enthalten 
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ist, ist ea die Staatsgewalt selbst, von welcher 
Ämordniing ausgeht, *') Uichterwille ist Staatswille. Wäre dii^ 
nicht der Fall , so könnte der Staat sich nie einem Richtet 
spräche unterordnen.. Denn wie immer man die Sonveränetäl 
auffassen mag, das eine steht fest, dass zu ihren nothw 
digen Merkmalen die Unabhängigkeit des Staates zählt, D^ 
Staat darf keinen höheren Willen über sich anerkennen, 
darf sich keinem Willen beugen, als seinem eigenen. Stiindv 
der Richter als ein Höherer über dem Staate, dann mÜBs'Hr 
der Staat von ihm Befehle empfangen können, dann wäre d^ 
Richter Souverän und nicht er. Indem die Staatsgewalt dedj 
Richter das Reehtsprechen überweist , legt sie nicht „voH 
allem Volke die Erklärung ab , dass sie sich selber dessai 
begeben woUe" "'), sondern sie stellt ihren eigenen Willen ^ 
die Ausführung desselben vor der Willkür ihrer Orgai 
sicher. 

Und nun wird ea klar, warum der Nachweis, daaa ataaj^ 
liehe Selb st Verpflichtung Recht schafft, von principiellei 
deutung für den Rechtsbegriff überhaupt ist. Nach der untS 
dem weitaus grö'ssten Theile der Juristen herrschenden . 
schauung, die erst neuerdings wieder durch Ihering Untfl 
Stützung erhalten hat '•^'i , ist Recht nur mögHch unter d^ 
Voraussetzung, dass eine richtende und zwingende ÄutoritSj 
vorhanden ist. Rechtsnormen in dieser Auffassung sind Zwang; 

") Tgl. Degenkolb, EiolaBsungszwang und UrtheilsDorm, Laiplf 
1877. S. 82 i „Im Gericht als Ganzen treffen Urtheileo und Anordne 
wendig znaammen." Dieses riüMerlicIte Anordn^D kaon nie ats losgelöst i 
der Staatsgewalt gedacht werden, wie das Urtheileu, welches kein Wollen v 
Handeln, sondern ein rein logischer Proeess ist: „Das Wesen der richterlicli* 
Gewalt liegt nicht im Urtheileo, sondern im Richten. — Das Urtheilen 1 
dem Sinne, das Recht in einzelnen Falle zu erkennen and auszusprechm 
iat gar nicht nothwendig eine obrigkeitliche FnnctioD , noch die Änsäbiu 
einer staatlichen Gewalt oder Macht — — — das Eichten dagegen, d. 

GewÄhrnng des Kechtssciintzea nnd die Handhabnng des Rechts 

von jeher aU eine obrigkeitliche Thätigkeit angesehen, nnd daher übet 
richterlichen Magistraten nnd Beamten als eine staatliche Gewalt lOEethiQ 
werden." BluntscUIi, Allgemeine Staatslehre. 5. Anfl,, S. 595. 

") ft. a. 0, S. 382. 

") a. a, 0. S. 434. Eacht = Sichernng der Lebenshedingungen der ( 
Seilschaft in Form des Zwanges. 
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wmen, deren Anwendung durch richterlichen Spruch gesichert 
', Eine Autorität, die über den Parteien erhaben ist, eine 
|Iewait, die mächtiger ist als die Unterthanen der Norm, muss 
! Garantie für die Erfüllung derselben geben. Wenn ea nun 
Hormon gibt, welche sich an die Staatsgewalt seibat wenden, 
Ipelche Rolle kann ihnen gegenüber der Zwang spielen? lat 
Hin Zwang, den die Staatsgewalt gegen sich selbst ausübt 
tuch nur denkbar? Ein sieh selbst Verpflichten ist möglich, 
gemals aber ein sich selbst Zwingen ! Wenn die Staatsgewalt 
ggend einer der sich selbst auferlegten Verpflichtungen nicht 
^chkommt, so ist keine rechtliche Macht vorhanden, welche 
I Stande wäre sie zur Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten an- 
halten. Die Garantien dafür, dass der Staat eine in der 
lerfassimg enthaltene Bestimraimg zur Ausführung bringen, 
i ein gerichtliches Urtheil vollzogen, dass die Verwaltung 
finerhalb der rechtlichen Schranken ausgeübt werde, sind und 
Reiben rein moralischer Natur, dem Rechte steht in diesen 
1 Zwangsmittel zu Gebote. ^'') Man wende uns nicht 
1, dass Garantien für die Ausführung der verfassungsmässigen 
[estimmungeii, für die Ausübung der Verwaltung innerhalb der 
Sechtsschranken n, s. w. in der Verantwortlichkeit der Minister, 
i den Sprüchen der Verwaltungsgerichte existiren. Denn der 
aat selbst ist es ja, der die Minister zur Verantwortung 
Bieht, der die unrechtmässigen Verfügungen der Verwaltungs- 
[ehorden casairt. In allen diesen I"ä!Ien will der Staat noch 
3 Verwirklichung des Rechts; nicht gegen ihn selbst 
; hier der Zwang gerichtet, sondern gegen einzelne Organe, 
! zu ihm im Subjectionsverhältnisse stehen. Wenn aber alle 
Slemente der Staatsgewalt sich vereinigen, um an Stelle des 
techts die Willkür zu setzen, um Verpflichtungen zu brechen, 
[Qe sie als solche anerkennen müssen, dann handelt der Staat 
irecht, ohne dass ein Richter vorhanden wäre, der ihm be- 
eiden könnte und ein Executor, der den Spruch vollziehen 
Wenn dann die elementaren Kräfte des Volkes sich 



rgtiolmi, a, a. 0. S. ä5. Fernfei hebt Bergbohm gane richtig 
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regen und der Staatsgewalt die Volksgewalt kämpfend uiij 
siegend entgegentritt, so ist das ein Proceas, der einer jnriai 
sehen Qualification gänzHct entbehrt, oder vielmehr es steht^ 
sich hier juristisch Unrecht und Unrecht gegenüber. Eine Kecbl 
fertigung der Revolution ist vom ethischen und geschichtsphil 
sophischen Standpunkte und von einer daa substantielle Momei 
des Rechts beachtenden Anschauung aua möglich, aber eine j u r id 
tische Rechtfertigung derselben, eine Auffassung derselbl 
als Rechtszwang gegen staatliches Unrecht ist undenkbar, 

Ist nun einerseits der Rechtszwang gegen den Staat ü 
möglich , so ist andererseits die Stellung des Richters 
gegenüber ganz anderer Natur als gegenüber dem Untertha^ 
Nicht als eine Autorität kann der Richter ihm gegenüb^ 
treten. Sofern die richterliche Function nicht in dem 
logischen Proceas des Findens des Rechts beateht, ist, wie t 
wähnt, der Richter identisch mit der Staatsgewalt. Der Stai 
indem er richterliches Urtheil ausführt, führt sein eigei 
Urtheil aus. Auch insofern der richterliche Befehl an 
selbst gerichtet ist, vollführt der Staat in dessen Esecutiä 
nur aeine eigenen Beschlüsse. Der Staat ist daher immer ßicht« 
in eigener Sache. Er ordnet sich nie dem Richterspruche eind 
als höher Anerkannten unter, sondern er erkennt den Rieht« 
willen als seinen eigenen an. Es geht hierbei im Organism 
der Staatsgewalt derselbe Process vor, wie im Individuuig 
das eine vernünftige Vorstellung z«m Motiv für seinen Will^ 
erhebt. Hier wie dort ordnet sich der Wille dem als \ 
Erkannten freiwillig unter. 

Die staatliche Selbstverpflichtung kennt also kein|| 
Zwang und auch keinen Richter in dem gewöhnlichen Sim 
Und da in jedem Gesetze daa Moment der staatlichen Selbl 
Verpflichtung enthalten ist, da es Rechtssätze gibt, dei 
Natur ausachlieasUch in dem autonomen Binden des StaatswiUai 
besteht, so ergibt sich ohne eindringende dialektische und i 
culative Untersuchung der Frage, inwieweit die Existenz dfl 
Rechts durch die Existenz seiner Garantien bedingt ist , 
der vorurtheilalosen Betrachtung der unzweifelhaft RechtskrM 
besitzenden Normen, daas es Recht gibt, welches keine and^ 
Garantien in sich trägt , als den Willen desjenigen , an 



sie gerichtet sind — des Staates. Will man diesen legibun imper- 
fecitn den Recbtacharakter nehmen, weil sie imperfectae sind, so 
muss man nach unseren Ausführungen die Existenz einer Reehta- 
ordnung für den Staat, also das öffentliche Redit überhaupt 
negiren, weil jeder Kechtssatz in seiner Richtung auf die Staats- 
gewalt nothwendig imperfect ist und imperi'ect bleiben muss. 
Die doppelte Richtung, in welcher sich der Staatswille 
äussert, findet übrigens in den verschiedenen Stadien des verr 
fassungsmäsfiigen Zustandekommens der Gesetze ihren Aus- 
druck. Ein Gesetzentwurf wird zum Bestandtheil der Rechts- 
ordnung erholten erstens durch die Sanction, welche dem 
Gesetzes Inhalt Rechtskraft verleiht und zweitens durch die Aua- 
(Ttigung und Publication , durch welche das Gesetz als ver- 
iesungsmässig zu Stande gekommen erklärt und seine Be- 
^gung den ünterthanen vorgeschrieben wii'd. Durch die Sano- 
Sm)ii verpflichtet sich nun zuvörderst der Gesetzgeber selbst, 
inrch diesen Act erklärt er, dass ein bestimmter Rechts- 
fcdanke Inhalt seines Willens sein soll»"), es ist wesentlich 
Ee Selbstbestimmung des gesetzgeberischen Willens, welche 
I Sanction zum Ausdruck bringt. Es gibt in dem Leben 
B Gesetzes einen Zeitraum, wo es noch nicht die Ünterthanen 
irpflichtet, trotzdem es schon den Willen des Gesetzgebei 
iebunden hat, und zwar ist dies der Zeitraum zwischen der 
Eianction und Publication, oder noch genauer, dem Momente, 
ron dem angefangen die ünterthanen, an welche sich das Ge- 
! wendet, an dasselbe gebunden sind. So beginnt bekannt- 
i Oesterreich nach dem Gesetze vom 10. Juli 1869 die 
^rbindende Kvaft der im Reichsgesetzblatte enthaltenen Kund- 
Ächungen, wenn in denselben nicht ausdrücklich eine andere 
(eßtimmung getroffen wird, mit dem Anfange des- fünfund- 
wierzigsten Tages nach Ablauf des Tages , an welchem die 
mtache Ausgabe jenes Stückes des Reichsgesetzblattes, in 
jrelchem die Kundmachung enthalten ist, herausgegeben und 
STsendet wurde: im deutschen Reiche nach Artikel 2 der 
teichsverfasBung am vierzehnten Tage nach Ablauf des Tages, 

'"} Vgl. Laband a. a. 0, 2. Brt. §§, 56, 57. Gegen Lsband's Be- 
bnptaag, dass dnrch die Sanction ein Kechtsantz zum Oeaets erhoben wird, 
ng, Krit, Vierteljahrschrift. 21. Bd. S. 519. 
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an welchem das betreffende Stück des ßeichsgeaetzblattes iBj 
Berlin ausgegeben worden ist. °i) In der Zeit, welche von derg 
Sanction des G-esetzes bis zur Publieation , von der Publica' 
tion , die varatio legis bindiircb, bis zum Beginne seiner veä 
pflichtenden Kraft verfliesat, ist das Gesetz bereits Bestands 
theil der Rechtsordnung, aber nur, insofern als es einseitig 
verpflichtende Norm ist, die ausschliesslich den G-esetzgebei 
bindet. Der Gesetzgeber kann vom Momente der Sanction t 
zu dem des Inkrafttretens des Gesetzes, trotzdem noch keine) 
der Unterthanen daran gebunden ist, das Gesetz nicht andei 
aufheben, als auf verfassungsmässigem Wege, er ist also unzweifel^ 
haft durch dasselbe bereits ebenso verbunden, als ob es schoti, 
fnr die Unterthanen in Kraft getreten wäre. Ein jedes GeaebM 
durchläuft in seinem Entwicklungsprocess daher ein Stadim 
in welchem es das ausschliessliche Charakteristikon aller Nöig 
men des positiven Rechts, die Selbst Verpflichtung der Staate 
gewalt ganz rein und ohne jede Beimischung zeigt. Schon diM 
Thatsache allein würde einen hinreichenden Bi;weis daf&r | 
währen, dass es Recht gibt, durch welches nur der Sta^l 
nicht aber die Unterthanen verpüichtet sind. Aus ihr folg 
auch, dass ein Act des Staatswillens , der nie publicirt wirÄ 
dennoch für die Staatsgewalt bindende Kraft haben kaffl 
trotzdem die Unterthanen von dem Entschlüsse der Staatfl 
gewalt vielleicht nie authentische Kunde erhalten, ein Umstajiä 
der fiir die Erfassung der techtiichen Natur der Staatenvej 
träge von der grössten Bedeutung ist. 

Mit der Erkenritnisa nun, dass ea Ri-eht gibt, we^clu 
ausschliesslich in dem Binden des Staatswillens besteht, du 
jedem Rechtasatze ein solches Moment, von dem seine gai 



*') Vgl. CddoNap dUdu, Art, 1. Einer gen 
vacaiia lei/la meinBä Wiasens nur von B i n d i n 
S. 580 ff- unterzoeen worden. QanK riohlis wiri yo 
feiarlichea Erklitrnng das Gssetagebera, Jasa etwas, 
war, die Qiialitit des EeobtBsatzes fürderliin tragai 
des Gesetzgebern, dass der Reclitssatz v 
Boll, nDterachieden. NnrglaaliH ich, Irolz B i □ dlD g's Widerspruch, dasa ■ 
in der ersten Erklärung eine Norm enlbalteD ist, nämlich die Verpflichtn 
des Gesetzgebers, die , ideale Ordnong*' zor realen zu erheben. 
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£xiet^iz abbängt, innewolmt tmd das weder dorefa Zvaag, 
noch aacb darcb einen Rtehier, als höhere Autorität, seiner 
Verwirklicbimg entgegengefiibrt wird . sondern nnr in dem 
sittlichen Willen des Staates Beine Garantien findet, mit dieser 
ErkenntnisB sind zwei der Hanpt^inwande gefaüen, welche 
mit ennädender Eintönigkeit gegen die juristische Existenz 
des Völkerrechts erhoben werden- Es ist damit bewiesen, dass 
das innerstaatliebe Recht einer seiner wichtigsten Beziehungen 
nach an denselben an^blicLen Mangeln leidet, wie das Völker- 
recht nnd seiner Xatnr nach ewig leiden moas. Der grosse 
Tlnter&cbied zwischen Staate nnd Völkerrecht, der in jenen 
aof den ersten Blick ein fester gefügtes, anf soliderer Baslg 
gegründetes Eeeht zu sehen verleitet, besteht darin, dase die 
' moralischen Garantien des Staatsrechte stärkere sind, 
als die des Völkerrechts, dass das Bewasstfein der Staats- 
g«iralt . dem Belbstgesetzten ßecbl« verpflichtet za »ein, in 
Beziehungen anf die Aafgaben des Staates gegenüber dem 
Volte ein machtigereB ist, all fremden Staaten gegenSber. 
"Wenn das sittliche Bewnseteein der Volker die Höhe erklommen 
haben wird , welche zur nnbedlngten Aehtnng internationaler 
Verpflichtnjigen nöthig ist. dann werden dem Völ Icerrechte 
dieselben Garantien zu Gebote stehen, die hente das Staats- 
reebt der civilisirten Volker Bchützen. Mit dem positiren 
Charakter des Völkerrechts steht es daher in diesen Punktest 
ebenso, wie mit irgend einem Be^tandtheile des innerhalb des 
Staates geltenden Rechtes, dessen Verwirklichung in letzter 
Instanz immer von Momenten abhängt, welche aoseerhalb des 
Rechte« liegen, ""j Losgelöst von der ethischen Basie, anf 
der es mht , gleicht das ßecht einem Kartenhaus , das def 

t Windzug vemicbtet. 
Jetzt gilt es den gewichtigsten Einwand zu prnien. der 
I die von uns verfoehtene Theorie der staatlichen Ver- 
erhoben werden kann, anf den wir bereits ea 

■ nnsCT^r üntersachnng hingewiesen haben. Ist nidit 
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") Dsnit soll nicltt djeMö^bkcit (nur* ScUotzM dorc^Zvuig fxr«tii- 
m BiiMiiiiiinirii fii •Im TiillrrrrrflitB riliini:iii t tiiIi n Vgl t. EslteubDrii, 
[. B. 310. BergboiiBi. », ». 0. B. 23. 
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die BebauptuTig einer Selbstverpfliclitung durch den einfacb* 
Umstand hinfällig, dasa der Staat seinen Willen stets ändeiS 
kann? Liegt nicht in der Möglichkeit, dass der Staat in da 
verfassungsmässigen Formen Alles wollen kann , auch 
Möglichkeit eingeschlossen, daes sich der Staat von jedem ni 
liehen Wiüenainhalt wieder befreit? Ist es nicht die Selb^ 
befreiung des Staates , welche die Selbstverpflichtimg 
Unmöglichkeit macht und hat die Lehre der Staatsabsolutistfl 
nicht demnach Recht, dass eine Verpäichtung der Staats 
gewalt als Siibject undenkbar ist ? 

Um diese Frage zu beantworten, müssen wir vor t 
Hand den formell juristischen Standpunkt verlassen, 
untersuchen , welche Momente es sind, die den Willen i 
Staates beim Schöpfen des Rechtes leiten, Leon die BestiDI 
mung dessen, was Recht werden soll, ist nothwendigfS 
weise abhängig vom substantiellen Momente des Rechts i 
des Staates. Hier sind wir daher gentithigt, uns an die Natä 
des Staates zu wenden, uüi Aufschluss über den Process ; 
gewinnen, welcher den Staat bestimmt, seinem Wül&n filnd 
concreten Inhalt zu setzen. 

Wie immer man über das Wesen des Staates den] 
möge, das Eine ist wohl heute über jeden Zweifel erhabäl 
dass es nicht als Willkür gefässt werden kann, dass : 
launische Einfälle, sondern vernünftige Motive es 
welche den Staatswillen bestimmen. Es ist materiell nicht i 
das Belieben des Staates gestellt, ob er überhaupt eine Rechti 
Ordnung schaffen will und welchen Inhalt dieselbe zu besitzffl 
hat. Vielmehr ist der Staat durch seine Zwecke, zu welch^ 
auch der gehört, das r-chtsetzende und rechtachirmende Orgffi 
des Volkes zu sein, gebunden. Kommt der Staat diesen Zweckq 
nicht nach, oder handelt er gar gegen dieselben, so macht t 
damit einen Angriff auf sich selbst, er sucht damit die Bedim 
gungen seiner eigenen Existenz zu vernichten. Es ist allel 
dinga möglich, dass ein (ieaetz unvernünftig ist, die ( 
sind häufig fehlerhaft und unvollkommen, aber es ist beinah 
unmöglich, dasa in einem civilisirten Lande ein Gesetz erlasset 
wird, welches nicht wenigstens nach der subjectiven Einsicl 
des Gesetzgebers den Staatszwecken genügt. So frivol dürfte J 
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modernen Staate wohl selten ein Gesetzgeber sein , dasa er 
einer nach seiner Erkenntniss den Staatszwecken zuwider- 
laufenden Bestimmung den Rechtacliarabter verleihen würde. 
Die Einaieht des Staates ist menschliclie Einsicht, und mensch- 
liche Einsicht kann irren. Das hindert aber nicht, dass die 
Staaten den Satz anzuerkennen haben und auch thatsächlich 
anerkennen, dass sie durch ihre Natur zur Schaffung von 
Recht , welches den socialen Zwecken des Rechts genügt, 
verdichtet sind. Ist der Staat aber durch seine Zwecke zur 
Aufstellung und Aufrechterhält ung der Rechtsordnung ver- 
liebtet, und hat das Recht, welches der Staat schafft und 
ihützt, den socialen Zwecken des Rechtes, der Erhaltung der 
Ipm Willen abhängigen Existenzbedingungen der Volksgemein- 
Kshaft zu geniigen "), so findet hieran jede Verpflichtung, die 
Ser Staat sich auferlegt hat, ihre Grenze. Vor der höchsten 
Verpflichtung des Staates, Recht zu schaffen, welches demStaats- 
Ewecke genügt, treten alle anderen Verpflichtungen in den 
Hintergrund. "Wenn ein bestimmter Rechtssatz dem Staats- 
wecke nicht raebr genügt, so erlischt für den Staatswillen 
fäie selbstgesetzte Verpflichtung ihn aufrecht zu erhalten, durch 
i^ie höhere Verpflichtung, dem Staatszweck zu genügen. Es 
geht hier nur derselbe Process vor sich, der bei allen Pflichten- 
ibllisioneii stattfindet, die niedere Pflicht erlischt durch die 
wtÖhere. Daher kann auch nur die höchste Pflicht als eine 
[ftbaolute erscheinen, während alle anderen Pflichten ihr gegen- 
'öber nur relativ sind. Wäre das Volk und seine sociale Orga- 
nisation zu allen Zeiten eine und dieselbe, so läge nie ein 
ßrund zu einer Veränderung der Gesetze vor, ja, jeder Act 
' Gesetzgebung, der die bestehenden, dem Rechtazwecke 
jenügenden Gesetze abändern wollte, wäre dann ein unrecht- 
inässiger. Da aber die Gesellschaft , liir welche die Gesetze 
terechnet sind, in steter Bewegung und Umänderung begriffen 
TÜrde die Staatsgewalt das höchste materielle Unrecht 
, wollte sie sich durch ihre Gesetze auf ewig für 
gebunden erachten; sie würde dadurch eben an ihrem eigenen 



") VgL mein; Die aocial-cthiache Bedeutung 
. Wien 1878. S. 42 ff. 
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Ruin arbeiten , wie sie es durch jedes Zuwideihandel 
die Staatazwecke thnt. '*) 

Nicht einmal zur unbedingten Anerkennung eui3 
Recbtäsatzes kann sich der Staat verpflichten. Wo imm 
im concreten FaUe die höchsten Zwecke des Staates ins { 
kommen, gegen die Aufrechter haltung einer abstraeten ßechtij 
regel, mnss die letztere ausser Kraft gesetzt werden. Eaist widy 
sinnig, dem Staate zuzumuthen, dass er um einer übernommene 
Verbindliebkeit zn genügen, sich selbst vernichten solle nal 
wie dem Individuum mnss auch dem Staate ein Xothrecht ( 
geräumt werden. «^) Es ist femer von B i n d i n g darauf hid 
gewiesen worden, dass die Normen keine ausnahmslos geltend) 
Gebote, sondern Regeln mit Ausnahmen sind.'") Der Stai 
befiehlt: Du sollst nicht tödte»; der Befehl jedoch, den er as 
den Scharfrichter ergehen lägst, den Vernrtheilten binzurichtenj 
der Auftrag an seine Soldaten, gegen den Feind mit todtlich^ 
WaflPen zu kämpfen u. s. w,, setzt seine eigene Norm 
bestimmte Fälle ausser Kraft. Der Staat erklärt das £ig^ 
tham für unverletzlich; im Interesse der Gemeinschaft jedoä] 
ist er gezwungen, durch die Expropriation die eigene Itegi 
zu durchbrechen. Weder der Dauer noch dem Geltnngsgebiel 
nach kann die staatliche Selbstverpflichtuug eine absolute sei 
Da jede staatliche Verpflichtung, ihrer substantiellen Seifl 
nach, eine Erfüllung des Staatszwecks ist, so besteht sie n 
lange, als sie diesem Zwecke genügt. Daher trägt jeder Aü. 
des Staatswillens dieClausel: Rebus sie stantihti 
in sich. Nur für die Zeit, in welcher die objectiven V^ 
hältniese, zu deren Normirung das betreffende Gesetz bestimfl 



"•) Zachariae, Vie-zig Bücher vom Staate, IV. BA, S lä.: 
nicht in derMaobt des SiaalsherrEühera. vei dieser auch sei, den Zustand d 
bärgerlicheii GeBellsehafl, anf welchen doch die Gesetze zn berechnt 
nuTerUnderlii^h zu erhalten. Kein Sterblicher bann sagen: Sonne stehe Btill 
oder; Bishieherund nicht weiter." Vgl. Ihering, a.a.O. S. 413 ff. v. Holtai 
dorff a. a. 0, S 136 ff. 

«') Iharing a. a. 0. S 418. Bergbohm. a. a. 0. S. 109. 

") Normen, 1. Bd., g 8- E. Vgl. Trenileienliarg, Kalnrrecht anf 6 
Grande der Eihit. 2 Anfl. §- 47. 
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ist, unverändert dieselben geblieben sind, hat die Selbstver- ■ 
pfliehtung des Staates absolut bindende Kraft fiir ihn. "J 

Mit der Einsicht, das3 eine Verpflichtung des Staates 
nur so lange bestehen kann, als sie vernünftig, d. h. den 
Staatszwecken entsprechend, ist, schwindet wieder eines der 
beliebtesten Argumente gegen den Eechtseharakter des Völker- 
rechts. Ea ist dann nicht mehr mügHch, aiif die grosse Kluft 
zwischen Staatenverträgen und Privatverträgen hinzuweisen, 
weil jene angeblich gehalten oder gebrochen werden, nicht nach 
Rücksicht des Rechts, sondern des Vortheils und der Macht ^^, 
weil die Vergleichung eine ganz unzutreffende ist. Nicht 
mit den iinter den staatlichen Normen stehenden Privatver- 
trägen, sondern mit den Normen , die der Staat sich seibat 
schafft, müssen die Staatenverträge verglichen werden. Und 
da neigt es sieh, dass in Beziehung auf die Grarantien und die 
Dauer der Verpflichtung der Staaten in ihren innern und 
äusseren Verhältnissen kein Unterschied besteht. Das Interesse 
der Staaten, so wird behauptet, bestimmt ausschliesslich ihr 
Verhältniss zu ihresgleichen. Aber das Interesse der Staaten, 
welches identisch i.st mit Ihren vernünftigen 
Zwecken, bestimmt auch ausschliesslich das Verliältnisa der 
Staaten zu ihren Unterthanen. Wenn man in rein privatrecht- 
lichen Anschauungen befangen ist, wenn man das Recht 
immer nur vom Standpunkte des Individuums aus betrachtet, 
dann erscheint die Rechtsordnung, welche innerhalb des Staates 
gilt , als unantastbar , als entrückt jedem Willen , der an 
ihr zu rütteln wagen könnte. Stellt man sich aber auf den 
Standpunkt des Staates, blickt man von der Höhe auf die 
Normen herab, anstatt zu ihnen emporzublicken, dann ist die 
Rechtsordnung, trotz ihres verbindlichen Charakters für den 
Staat, in einem steten Flusse begriffen. So wenig man aber 
aus der Veränderlichkeit der Gesetze einen Beweis führen 
kann gegen die Existenz einer den Staat selbst verpflichtenden 
Rechtsordnung, so wenig kann es als ein Einwand gegen 



"') Tieff^nd bemfirkt v. Holtzandorff 
Gesetz seine KukUnfiige Verlelzung sanctianirt , 
findarlichkeit sel'jst im Turaus verordnet," 
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das Völkerrecht gelten , wenn der Staat in ihm denaelbi 
Bedingungen unterworfen ist, wie in seinem eigenen Kecht^ 
Indem man die Clausel : Bebus s-ic stantibus als nothwendi^ 
Voraiissetzung eines jeden Staatenveytrages anerkennt, atel 
man die Erfüllnng der Verträge trotzdem nicht in die "Willh 
der Staaten. 

Xur ein vernünftiger Grund kann den Staat 
der Heiligkeit des Vertrages befreien, wie nur ein vernünftigfl 
Grund ihn von der Heiligkeit seines Gesetzes diapensir 
kann. ^^) Bricht der Staat ohne zwingenden G-rund einen Vdj 
trag, dann begeht er materielles iind formelles Unrecht, 
begeht materielles Unrecht, weil er durch eine solche Ths 
seinen nothwendigen, ihm durch seine Natur gesetzten 2wecki 
ebenso widerstreitet, wie durch einen willkürlichen Brog 
Beines Gesetzes. Denn unter die Staatazwecke gehört at» 
was nur zu oft ausser Acht gelassen wird , die Herstelltü 
und Aufrechterhaltung des Verkehres mit andern Staaten. N(j 
eine die reale Welt total verkennende Stubenphilosophie köni 
dem Staate, besonders dem modernen Staate, Autarkie s 
schreiben in dem Sinne, dass es in seinem Belleben stehe, ob < 
mit anderen Staaten verkehren ^vollte oder nicht. Denn niol 
erat diirch die Thatsache der Staatengemeinschaft, schon du r« 
die der Ergänzung bedürftige Natur des Staat(j 
selbst, ist die Forderung der rechtlichen Anerkennung fremdl 
Staaten und des Verkehrs mit ihnen gegeben. Wenn man Ja 
Blick auf die substantielle Natur des Staates richtet, so ven 
schwindet die Willkür , welche man allenfalls vom rein fö! 
maliatischen Standpunkte aus noch behaupten könnte, gänzlid 
Darin haben Diejenigen, welche dem materiellen Princip ( 
Völkerrechts ihre Aufmerksamkeit gewidmet haben, gew 
Eecht, dass es nicht vom Belieben der Staaten abhängt, i 



"') Die Gleich artigkait der Staaten vertrage nnd der Staa' 
io Beziehnog anf ihn; Oaaer treffend her vorgeli oben von B 
Modernes Völkerrecht. Art 454. Änm.: „Die ,E wi gt eit der Ve 
Bü nnsinaig, wie die „Engigkeit der VerfaEGan geu". Sie 
nnvereinhar mit der natnrgemäHaen Entwicklune, d. h. Veränderung 1 
Menschheit und der Vlilker, nnd deshalb im 'Widerspruch mit dem ri^t^ 
BechtabegrifT." 
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sie in G-emeinschaft mit Anderen leben wollen oder nicht. Es 
: nicht von ihrem Belieben ab, weil es zu ihren Exiatenz- 
iedingungen gehört, Mitglieder , Staatengesel Ischaft za sein. 
Wie verhält sich nun diese letzte Behauptung zu dem 
. die Spitze unserer Untersuchung gestellten Satz, dass nur 
[ dem Willen der Staaten der juristische Grund des Völker- 
ächts gesucht werden könne ? Hat sich uns nicht unbemerkt 
.ndere Grundlage des Völkerrechts untergeschoben? Es 
; doch ein offenbarer Widerspruch zu sein, das Recht 
F die Freiheit zu gründen und diese Freiheit auf eine Noth- 
indigkeit zu basiren. Hier ist eine neue Schwierigkeit vor- 
die hinweggeräumt werden muss, ehe wir weiter 
liehen köi 

Wir haben bereits Anfangs erklärt, dasa eine rein formale 
ponstruction des Eechta eine Unmöglichkeit ist , dass der 
'. Grund des Rechts nur in einem objectiven Principe ge- 
raden werden könne. Dieses Princip,' welches wir nun 
ieaeichnen müssen , ist die Natur der Lebensverhältnisse, 
welche der rechtlichen Normirung bedürfen. Diese Natur 
steht dem Staatswillen ebenso unantastbar gegenüber, wie 
die Natur dem Willen überhaupt. Wir haben ferner zu wieder- 
holten Malen hervorgehoben , dass das Wesen des Willens 
nicht als Willkür gefasst werden könne. Hier haben wir nun 
eine objective Schranke des Willens , welche ausser allem 
Zweifel steht. Wenn der Wille das Organ ist, durch welches 
wir auf die Auasenwelt einwirken, durch welches wir in den 
Dingen ausser uns Veränderungen hervorrufen können, so ist 
er gebunden an die objective Natur desjenigen, auf das ge- 
wirkt werden soll. Wir können einen gefassten Entschluas 
durch den Willen nur dann zur That erheben, wenn wir die 
von uns unabhängigen Umstände wollen , durch deren cauaale 
Verkettung allein jene Veränderungen hervorgerufen werden 
können, deren Absehluss der gewollte Zustand bildet. Wollen 
kann man nur das Mögliche, das Unmögliche kann man 
wünschen, aber dem Willen ist es gänzlich entrückt. Wenn 
man also ernstlich will, d. h. wenn man Causalität erzeugen 
will, so muss man die Bedingungen wollen, unter denen allein 
_ der Wille sich realisiren kann. Es ist in dea Menschen Macht 
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gegeben, ob er überhaupt anfangen will, zu wollen oder nichä 
Will er aber einmal, so kann er nnr unter der Voraus a et? 
sein Ziel erreichen . dass er den durch die Natur der Dln^ 
vorgezeichneten Weg zur Erzielung des Reaiiltatea zum iDhaa 
seines Willens erbebt. Trotz dieses Gebundenaeina d^ 
Willens an die objectiven Momente , durch welche er ae^ 
Ziel erreicht, wird doch Niemand zweifeln, daas alle Mitten 
die -der Wille gewählt hatte, frei gewollt waren. Wer z, j 
ein Haus mittelst eines Schwefel fadens in Brand stecken will 
kann dies nur dadurch vollbringen, dass er den Schwefelfadej 
atziindet. Obne den Act des Anziindens ist jene Causalreili 
nicht vorbanden , welche zum Brande des Hauses führ) 
Ein so objectiv nothwendiges Moment die Entzündung daj 
Schwefel faden 3 in dem gesammten Coraplexe der Brandstiftui 
bildet, ao ist dennoch der Act des Anziindens ein Act de|j 
freien Willens. Diese objective Notbwendigkeit hebt die snj 
jective Freiheit nicht auf, das objectiv Nothwendige ist de] 
noch frei gewollt. 

Was für den Willen des Individuums gilt , hat nicls 
minder seine Geltung für den Staatswillen. Auch der Sta«| 
bann nur wollen, indem er die Bedingungen der ßealisirba) 
keit seines Willens zum Inhalte desselben erhebt. Wenn d^ 
Staat existiren , wenn er die ihm durch seine Natur 
zeichneten Zwecke erfüllen will, so muss er auch die Mittej 
wollen, durch welche dies allein möglich ist. Zu den 
zwecken zählt die Aufstellung und Aufrecbtbaltung da 
Eecbtsorduung. Trotzdem ihm sein Wesen das Schaffen tii|1 
Verwirklichen des Rechts vorschreibt, ist die von ihm in E(^ 
fnllung seines Zweckes geschaffene Heehtaordnung doch sei 
eigenes Werk, aie istProduet seines Willens. Indem der StaäJ 
die Rechtsordnung schafft und erhält , erfüllt er also 
freiem Willen, was ihm durch seine nothweiidigen Zwed 
geboten ist. Die ganze Aufgabe dea Staates concentrirt si^ 
darin, das objective Nothwendige seiner Natur zum subjectivei 
Momente seines Willens zu machen. Das Nothwendige . 
aber deahalb , wie erwähnt , doch frei gewollt ; er hätte ^ 
auch unterlassen können , aber er hätte damit an seinei 
eigenen Grabe gegraben. Der Mensch muss essen und trinke) 



um zu esistiren; deshalb sind Essen und Trinken nicht minder 
i'reie Handlangen, wie Jagen oder Tanzen. 

Und jetzt ist ea wohl klar, daaa zwischen der aubstan- 
tiell-phil(J30pliiachen und der formal-jnriatisehen Begründung 
des Völkerrechts nicht der geringste Zwiespalt existirt. Wen« 
es zu den Staatszwecken zählt, mit anderen Staaten zu ver- 
kehren , wenn die Nichterfüllung dieses Staatszwecks ebenso 
einen Angriff auf die Existenz des Staates bedeutet, wie das 
willkürliche Brechen des selbstgesetzten Rechts, dann ist es 
eine Forderung der staatlichen Natur, Normen lierzustellen, 
durch welche die Beziehungen des Staates zu den anderen 
geregelt werden. Diese Normen , obwohl aus dem Wesen der 
nur in der Staatengemeinschaft existiren könnenden Staats- 
persönlichkeit hervorgehend, sind trotz dieses Umstandes doch 
freie Thaten des Staatswillens. Wenn auch sein Wesen es int, 
welches ihm die Aufstellung bindender Normen für den Ver- 
kehr mit anderen Staaten vorachreibt , ao ist ea doch sein 
freier Wille, mit dem er dieser Nothwendigkeit nachkommt. 
Jene Natur der Sache, welche, unabhängig von ihm, uner- 
achütterlich fest steht , ist psychologisch nur ein Motiv iiir 
seinen Willen'"), aber es ist der freie Entschluss des Staates, 
wenn er die aus den Staatszwecken Hiessenden Anforderungen 
an seinen Willen zii Motiven für denselben erhebt. Es wird also 
kein Zwang auf den Staat ausgeübt, wenn er Normen für 
sein Verhalten zu anderen anerkennt, die völkerrechtlichen 
Normen sind nicht das Product einer über dem Staate stehenden 
höheren Macht, welche ihm dieselben etwa aufdränge, es ist 
das Völkerrecht kein überstaatliches Recht, sondern es ent- 
springt formell derselben Quelle, wie alles objective Recht: 
dem Willen des rechtsetzenden Staates, 



'") ,DiB Natur der Sache ist 
ilt Yeraolaasnng da^a, daas ein Org: 
Hegel als Rechtsrege! aufstellt." D a g e i 
S. 67, Nr. .37. 



j Motiv zar Bildung des Bechta, 
in am Natnr der Sache liegende 
n des öaterr. PrivatretLta, 4. AuB. 



n. 

Wir haben den Nachweis geführt, dass der Staat i 
seinen Nonnen sich an sich selbst wenden kann. Diejenigi 
Normen , durch welche er sein Verhültniss zu ändert 
Staaten regelt, bilden das objective Völkerrecht, welches daha 
formell ebenso auf dem Staatswillen beruht , wie das inntfl 
halb des Staates geltende Recht. 

Kommt aber diese Begründung des Völkerrechts m(ä 
dennoch einer Negation desselben gleich? Ein VölkerrecM 
so wird behauptet, ist nur durch Uebe rein st immuo 
des WUlena der verschiedenen Staaten möglich , durch < 
gleichmäasige Anerkennung eines für alle verbindlichen Rechtf 
es muss ein Recht sein , Quod apuJ omnes gentes peraeque c 
düur. Indem man die Einzelstaaten zu souveränen Schöpf^ 
des Völkerrechts macht, wird dieses in der Thatzu i 
äusseren Staatsrechte degradirt und damit zugegeben, diu 
das Uebereinstimmen in den von den Staaten für ihre ] 
hungen nach Aussen gesetzten Normen eine Sache des ZufaQ 
ist, Indem man den Staat zum Schöpfer des Völkerrectri 
macht, wird dieses nur ein Recht für den Staat, der es aiig 
stellt, aber es ist unmöglich, auf diesem Wege ein Recht t 
Staates gegen den andern zu gewinnen. „Was für mich ua 
gilt , weil ich es will , kann eben kein Recht zwischen i 
und einem Anderen, mir Gleichen, erzeugen." ") 

Ein grosser Theil des Völkerrechts esistirt nun alläi 
dings nur in der Form eines äusseren Staatsrechts und | 
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t zablreiclie Bestimmungen für das Verhältiiisa eines Staates 
i anderen, in welchen eine Uebereinatimmung unter den 
Staaten entweder gar nicht oder nur zufällig vorhanden ist. 
Selbst das auf der Vülkergewohnheit baairte Recht ist kein 
durchgängig einheitliches und je weiter sich die eoncreten 
Festsetzungen von den allgemeinen E,e cht sgrunds ätzen entfer- 
nen, desto mehr tritt die Eigenart eines jeden Volkes auch 
in Beziehung auf sein Verhältniss zu andern Völkern hervor. 

"Wenn aber alles Völkerrecht nur äusseres Staatsrecht 
in dem Sinne wäre, dass eine Uebereinatimmung zwischen den 
verschiedenen Staaten in demselben keine n'othwendige ist, so 
würde durch dieses Resultat die Lösung der uns beschäftigenden 
Frage ganz unmöglich seiu. Denn kein völkerrechtliches Problem 
hä,ngt mehr von der Existenz eines gemeinsamen Rechts ab, 
als die Frage nach der rechtlichen Natur der Staatenverträge. 
"Wenn von zwei vertragsch 11 essen den Staaten ein jeder ein 
anderes Recht für die Beurtheilung der von ihm eingegangenen 
Verbindlichkeiten hat , dann ist ein Vertrag , eine conventio 
pfuTi'um m itifinplacäuw als völkerrechtliches Institut gar nicht 
möglich. Ebensowenig aber könnte von einem völkerrechtlichen 
Vertragsrechte die Rede sein, wenn Fricker's Behauptung 
richtig wäre, dass der eigene Wille des Staates für den 
andern Recht zu schaffen nicht im Stande ist, 

Was zuvörderst diesen Punkt anbelangt, so würde der 
Fricker'sche Satz consequent weiter gedacht zur Läugnung 
der Möglichkeit des Rechts überhaupt führen. Beruht doch 
juristisch die Qualität der Menschen als Recbtssubjecte auf 
ihrer Anerkennung durch den Staat als solche. Wenn der 
Wille dea Staates ein ihm unterworfenes Individuum zur Rechts- 
persönlichkeit erheben, wenn er dadurch ein Recht zwischen 
sich und ihr hervorbringen kann, 'so ist nicht abzusehen, 
warum er das nicht auch einer ihm gleichen Persönlichkeit 
gegenüber im Stande ist. Zum Rechtssubjeet kann ein Indi- 
viduum mir gegenüber nur durch meinen Willen erhoben werden, 
nur dadurch, dass ich meinen Willen als durch den anderen 
beschränkbar anerkenne. Das gilt nicht nur für den Staat in 
seinem Verhältnisse zu den Einzelnen , es gilt ebenso für die 
im Staate lebenden Individuen in ihren Verhältnissen unter- 



emander. Der Staat gebietet allerdings den Einzelnen , an 
gegenseitig als Recht ssubjecte anzuerkennen nni zu achtet 
wer aber die llechtagebote übertritt und in fremde ßechu 
Sphären eingi'eift, der gibt durch eine solche HandltU 
zu erkennen, dasa das Individuum, welches er verletzt hat, ^ 
der Beziehung, in welcher es von ihm lädirt wurde, 
ßechtasubject von ihm nicht anerkannt worden ist. Di« 
Tbatsache kann keine Strafe ungeschehen machen. Es 
also gerade das Gegentheü des Fricker'schen Satzes, 
dadurch , dasa Etwas für mich gilt , weil ich es will , kd 
ein Recht zwischen mir und einem Anderen erzeugt werdä 
Denn auch das .Rechtsgebot gilt für mich nur, weil ich ■ 
will, selbst dann, wenn seine Befolgung erzwungen war« 
üoactus cohii, seil tarnen colui! 

Ein Recht zwischen zwei Individuen wird also dadu^g 
geschaffen, dass ein Jedes von dem Anderen thatsächlich l 
Träger von Rechten anerkannt wird. Dies gilt für alle ^ 
nünftigen Individualitäten in ihren Verhältnissen zu eiaand) 
also auch für die Staaten. Auch für den Staat wird 
anderer zum Reehtsäiibject dadurch, dasa er iho als sc 
anerkennt, dass er erklärt, seine Handlungsfreiheit ihm g 
über beschränken zu wollen. Und diese Anerkennung besi 
dieselbe Garantie, wie die Anerkennung der anderen Rech« 
subjecte, den Willen des Staates. Und der Staat muss 
anderen als Rechtssubject anerkennen, wenn er überhauptn 
ihm in Verkehr treten will. Der Staatswille ist hier gebunda 
an die olijective Natur der Staatenbeziehungen. Verkehr| 
kann man nur mit Einem, dessen rechtliche Existenz man i 
erkennt. Mit Bergen und Wäldern, mit Pflanzen und Thiel 
ist kein Verkehr mÖgHch , dessen Vorausefzung iminer 
gegenseitiges Verhältniss ist. Hier bewährt der alte S 
Giltigkeit: üdi societ.aa, ihi jus. Es steht dem Staate form 
frei, ob er in die soo'etas eintreten will oder nicht. Hat e 
aber gethan, dann hat er mit der «ocit^as auch das ^^VgewslH 

Und hiemit ist uns der Fingerzeig gegeben, wie 
der einseitigen Schöpfung des Völkerrechts durch die Ein 
Staaten ein gemeinsames und zwar nicht nur zufällig g 
sames Recht erzeugt wird. Die möglichen Beziehungen zwiso^ 



n Staaten haben ebenso ihre eigenthümlielie objeetive Natur, 
\ die Beziehungen zwischen den Individuen. Diese Natur 
|er LebensveThältniase zwischen den Staaten ist gegründet auf 
p.e Natur und die Zwecke der Staaten, Indem nnn ein Staat 
irch seinen freien Willen in ein solches LebensverhäJtniiia 
t einem anderen Staate tritt, nimmt er die objectiven Mn- 
ite, welche dieses Lebensverhältniss regeln, in seineu Willen 
, sie werden zu Normen, welche seinen Willen durch seinen 
Pallien binden. Diese objectiven Momente werden zum Rechte 
i dem Augenblicke, wo der Staat sie durch das Eingehen 
j betreffenden Verhältnisses in seinen Willen aufnimmt. Es 
ist kein Natnrrecht etwa, welches den Staat in diesen Fällen 
jiindet, denn die objectiven Momente der internationalen Lebens- 
ar hältnisae xmd deren logische Consequenzen haben unab- 
Ingig vom Staatswillen überhaupt keine rechtliche Natur, 
} sind als nur gedachte, als rein potentielle Beziehungen 
Iton Staat zu Staat leere Schemen, die Fleisch und Blut, Leben 
lud Bewegung erst durch den schöpferischen Willen des 
Staates erhalten , zu dem sie jedoch in dem eigenthümüchen 
Verhältnisse stehen, dass er nur sie und nur in der eigen- 
thümlichen Form ins Dasein rufen kann. '^) Es ist also positives 
Eecht, welches die Staaten für sich durch Eingehung eines 
solchen Verhältnisses schaffen, und zwar ein positives Recht, 
welches alle in Verkehr stehenden Staaten gleichmässig bindet, 
weil ein Abweichen von den hier zur Anerkennung kommenden 
Regeln, wenigstens solange keine höhere rechtsetzende Macht 
über den Staaten existirt, logisch unmöglich ist. 

Diese Begründung objectiven Völkerrechts entspricht 
ganz den Anschauungen, welche die römischen Juristen von 
der Entstehung internationaler Rechtssätze hegten auf dem 
Gebiete, auf welchem es für Rom einzig und allein ein 
wahres Völkerrecht gab — dem Privatreehte. Jenes jus gen- 
tium, dessen Entwickelung und Ausbildung das römische Recht 
hauptsächlich seinen Charakter als Weltrecbt zu verdanken 
hat , war nach der Ansicht der Juristen ein Recht , welches 
der Natur der Dinge entsprang , ein jun , quod naturalis ratio 
'") Vgl. LeiBt, Cirilisli-che Studien anf dem Gebiete dogmatiBoher 
—Analyse, I. Htft. Juna 185-J, S. 62 ff. 



conatiiuü, das aber poaitives Kecht nur dorcli seinen Charaki 
als _/»w, q?io omnes gentes utuntur wurde.'") 

Niemand hat überhaupt klarer das Gebundenaein 
Recblsquelle an die objective Natur der einer Normirnng 
unterwerfenden "Verhältnisse erkannt, ala die Meister 
iJaasisehen Jurisprudenz. Wenn der Senat beatimmt , 
der Ususfruct alier , also auch verbraucbbarer VerniÖp;* 
gegenstände legirt werden kann , so hat er dadurch 
keinen Ususfruct an Geld schaffen können: wec enim naturi 
ratio auctoritate Senatus commutari potiiit. ") Diese natura 
rafio, welche den rechts eh äffen den Willen beherrscht, ' 
(He mit dem jus respondendl begabten Juristen die Quelle, 4 
der sie ihre das Recht fortbildenden Entscheidungen schöpft 
indem sie aus der Natur der ihrem Gutachten vorgelej 
JTälle die Regeln für deren Beurtheilung zu gewinnen auchtw 
Denselben Weg nun, welchen die römischen Jnristei 
schlugen, müssen auch die Staaten bei Schöpfung der objiM 
tiven Itechtssätze wandeln, die sich auf ihren gegenseitig^ 
Verbehr beziehen. Denn wo keine höhere recbtsetzende Aoj 
rität vorhanden ist, kann ein gemeinsames ohjectivea ] 
nur dadurch geschaffen werden, dass diejenigen, für wel^ 
das Recht gelten soll, die naturalis ratio zur Richtschnur i 
Willens erheben und sie dadurch zur civilis ratio machen. 

Damit ist auch der Standpunkt gefunden, von dem i 
allein die rechtliche Natur der Staatenverträge erkannt v 
kann. Die gewöhnliche Ansicht geht dabin, dasa die voll 
rechtlichen Vertragsnormen nach Analogie des Privatret 
gebildet sind; es ward von einer directen Uebertragung 1 
Grundsätze des Obligationenrechts auf das Völkerrecht^ 
sprechen. ") Allein diese Ansicht lässt unaufgeklärt, 

'=) S, Wamkönig, a. a. O, S. 630. ÄUerdinga Entsprach die i 
der Juristen nicht gan» dem wahren Sachverhalt. Vgl. M. Voigt, Die J 
vom Jtu jiattirale, aequuia et bontim a. jua gentium der Bömer. LeipKig IS 
l.Bd., g. 79 ff. Hiidenhrand, Geschichte und System der Rechts- nnd S 
Philosophie. Erlangen 1862. S. 611 Ef„ ond neuerdings Leiat, DierealenQ 
lagen und dieStofFe desBeohts (Civil. Studien 4. Heft) S. 17Ü W. Jena 1^ 

") L. 2 §. 1 D. de tuufr. ear. rer. 7, 6. 

'°) y. Holtzendorff, Kncyclopädie der Itechts Wissenschaft, 2. J 
S. 95i. 
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welcbem Rechte man Analogien aus einer in sich geschlos- 
senen Rechtsordnung zu einem Jtia cogens in einer ganz anderen 
erheben darf. Analogie als Rechtsqnelle ist nur in Folge einer 
Anerkennung derselben durch die bestehende Rechtsordnung 
möglich, sie ist „Beantwortung einer Frage im Geiste des 
bestehenden Rechts"'^), setzt also das Recht voraus, dessen 
Lücken auszufüllen sie zwar berufen ist, das sie aber nicht 
von Grnnd aus neu schaffen kann. Erst musa ein objectivea 
Völkerrecht vorhanden sein, ehe die Analogie ihre supple- 
torisehe Tbätigkeit beginnen kann. 

Nicht mit der TJebertragung privatrechtlicher Sätze auf 
das Völkerrecht haben wir es bei Beurtheilung der Staaten- 
verträge zu thun. Es sind vielmehr ganz selbständige Rechta- 
sätzB, welche die Staaten vertrage regeln. Es sind die objectiven 
Momente des Staaten Vertrags und deren logische Conaetjuenzen, 
welche von den in Vertragsveihältnissen stehenden Staaten 
vermöge der Thatsache, dass sie mit einander contrahirt haben, 
anerkannt werden. Die Anhänger der privatrechtlichen Ana- 
logie sehen sich genöthigt, vor buchstäblicher Anwendiing des 
Privatrechts auf das Völkerrecht zu warnen, indem sie eben 
auf „die eigenthiimliche Natur des Verkehrs unter Staaten" ^'), 
auf die „eigenthiimlichen Principieu des Völkerrechts" '^'J hin- 
weisen, welche bei Beurtheilung der Staatenverträge zu Grunde 
gelegt werden müssen. Also auch sie sind gezwungen zur 
Erklärung mancher Erscheinungen des internationalen Ver- 
tragsrechta den Gesichtspunkt einzunehmen , der , wie sieh 
ergeben wird , alle hier in Betracht kommenden Momente mit 
einem Blicke überschauen läsat. Jene angebliche Analogie des 
Privatrechts rührt einfach davon her, dass bei dem Charakter 
des Vertrages als «universellen ßechtsinstitutes" '*) der Ver- 

") Arndts, Panartten. §. 14. Tgl. KIflber, Droit de» geivi moderne 
dt l'EvTGpe. §.4. Pbillimore, Cwumentariei »pon iiUsmitioia', law. Ve'. I. 
p, 35 beieichnet die völkerrechtlich« Analogie richtig als „(Ae »ppUcatioii of 
iht iirinc'i/ile of a näe, whieli ha» heen ailn/ited in cerlain fiirmer eimw, io 
I gteent Hhen of a nmilar character aa yet indrlerminnted" . 

") E. Meier, a. a. 0. S. 38. 

'^ Eerner, Im Staats Wörterbuch s. v. Staatenverträge. Bd. IX. 

ger. a, «. 0. I. Bd., §. 93. 




trag zwischen Individuen in manchen Punkten denselben obw 

tiven Charakter hat, wie der zwischen Staaten, so das 
der Natur des Verkehrs zwischen Staaten sich Sätze ergen 
müssen, welche mit denen aus der Natur des PrivatverkaT 
fliessenden identisch sind. Dadurch werden aie aber noch nii^ 
zu Ahstractionen aus dem Privatrecht, wie E, Meier meint? 
wenn anch das Privatrecht die universeilen Momente des V<| 
träges in's wissenschaftliche ßewusstsein erhoben hat, sond^ 
sie entspringen ebenso ans der eigenthümlicben Natur 
Staatenverträge, wie die anderen nicht mit dem Privatrechte iibi 
einstimmenden Rechtssätze. Die Aehnlichkeit zwischen Privj 
und Staatenverträgen wurde und wird häufig überschätzt i 
zwar zum Schaden klarer völkerrechtlicher Erkenntniss. 
in jeder Hinsicht, in Beziehung auf die Contrahenten, auf.? 
Form, die Objecte, die Wirksamkeit u. s. w. der Staatenvert 
herrschen grosse Differenzen vom Privatrecht, wie neaj 
dings ausfiihrlich von Carnazza Amari hervorgehoS 
wurde. *') 

Wenn wir nun daran gehen , die Hauptsätze des i 
nationalen Vertragsrechts abzuleiten , so werden wir uns ! 
objective Natur der Vertragsverhältnisae zwischen Staan 
stets vor Augen halten müssen. Diese Natur wird erkai 
einerseits ans dem Wesen der vertragschliessenden Subjsj 
und andererseits aus der Natur und dem Inhalt des WillS 
der vertragschliessenden Theüe. 

Was zuvörderst die Contrahenten anbelangt, so sind'j 
(wenigstens in Beziehung auf die Punkte, in welchen sie t 
verpflichten können) unabhängige Staaten. Aus der Natur ( 
Staates wird sich vor Allem ergeben, wer zum Abschluss i 
Verträge berechtigt ist. Es sind dies diejenigen Factol 
denen nach dem particularen ßechte des betreffenden Sts 
die Bildung des Staatswillens obliegt, eine Frage also, die J 
concreten Falle nur nach dem Staatsrechte der contrahi 
den Theile beantwortet werden kann. In diesem Punkte i 



. 745 ff. 




die hervorragendsten Autoritäten des Völkerrechts älterer und 
neuerer Zeit einig. ^^) 

Eine grosse Schwierigkeit scheint in den völkerrechtlichen 
Bestimmungen über die Ratitication zu liegen , zumal die 
Theorie durchaus nicht zu einem einheitlichen Resultate über 
die rechtliche Bedeutung der Ratification gekommen ist. 
Während die einen von der privatrechtlichen Anschauung 
Groot's und Puffendorfa ausgehend eine Verweigerung 
der ßatificafion, wenn sie nicht ausdrücklich vorbehalten 
wurde, für unstatthaft erklären, wenn der Unterhändler sieh 
innerhalb der Grenzen seiner Instruction gehalten hat *'^_1, stellen 
Andere die Ratification in diesem Falle als eine moralische 
oder Ehrenpflicht hin"), ein Dritter macht den Versuch, für 
die Verweigerung der Ratification bei eingehaltenen Instruc- 
tionen bestimmte Regeln aufzustellen.^") Ebenso halten die 
Einen den Vertrag für perfect , sobald die Unterhändler ihn 
abgeschlossen haben, während die Anderen von der erfolgten 
Ratification die Existenz eines Vertrags nicht anerkennen wollen. 

Hier seheinen nun offenbar Rechtssätze vorhanden zu 
sein, die nur auf die VölkergewoLnheit , aber nicht auf die 
Natur der Sache zurückgeführt werden können. Wenn man 
sich jedoch von privatrechtliclien Vorurtheilen ferne hält und 
das Wesen der Staatsgewalt untersucht, so findet man , daaa 
das Recht der Ratification eine logische Conse<}uenz des Be- 
grifl'es der Souveränetät ist. Zu den wesentlichen Merkmalen 

*') E. Meier, a. a. 0. S. 91 ff. 

"1 Klöber Droil des qfm § 14i Phillimore f'.;nmm'ai-iei II 
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der Souveränetät zählt ihre Unveräusaerlichkeit. Sie kann vat 
ihrtjin legitimen Träger auf keinen Änderen übertragen werdenj 
Daa ßecht, Staatenverträge abzuschlieaeen, ist nun ein integri-ij 
render Bestandtheil der Souveränetät; hat man doch 
einer eigenen vertragachliesaenden Gewalt gesprochen 1 Bahed 
kann dieses Recht so wenig auf einen Anderen übertrage! 
werden, als daa Recht, Krieg zu erklären oder die Greseti 
zu aanctionireii. Der Souverän kann den "Willen des Untt 
händlera zu dem aeinigen machen ; aber eist nachdem er d« 
Inhalt desselben erfahren hat , mag nun dieser Inhalt 
einem von ihm früher ertheilten Auftrage iibereinatimm^ 
oder nicht. Nicht nur die "Wichtigkeit der Sache, auf 
Martena, Berner, Blun tschli, Neumann u. A. 
weisen , rechtfertigt den "Vorbehalt der Ratitication. ÄueJ 
wenn es sich in den Staaten vertragen nur um unbedeutenq 
Dinge handeln, auch wenn die Ratification nie ausdrücklich 
vollzogen werden würde, müsste man juristisch steta eitH 
Ratification, wenn auch nur eine stillschweigende, anuehmai 
weil sie mit logischer Nothwendigkeit aus dem Wesen 
Souveränetät folgt. Gerade in dem Umstände , daas 
Staaten seit dreizehnhundert Jahren von dem Recht der j 
tifieation Gebrauch machen, zeigt sich die logische Kraft dd 
Natur der Sache , welche falschen Theorien siegreich widffl 
steht. Trotzdem hervorragende Autoritäten der Wissenscbai 
mit der Kategorie des Mandats , wie sie das römische Red 
entwickelt hat , an die Frage nach der Ratification heraa 
traten, hat sich die Staatenpraxis und in Folge dessen di9 
neueren wissenschaftlichen Ansichten mit richtigem Taot 
durch das vom alteren Naturrecht nur zu sehr verkanaS 
"Wesen des Staates leiten lassen, wenn auch noch nicht über«| 
volle Klarheit über die rechtliche Stellung des SouverSi 
gegenüber einer von dem Unterhändler gemäss seiner InstrO) 
tion geschlossenen Vereinbarung heri'scht. Am schNrfsten 1 
die richtige , aus der Natur des Staates entspringende . 
schauung ihren Ausdruck gefunden durch Cal vo; „II est h(ä 
de doute pour nous que le droit du ne pas ratificr un traiti -i 
auasi incovtestable que le droit de nggocier et de conclure j 
conventioiig internationales, et guHl existe virtvellemeTU, mime JUM 
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l n'apas Üi reservi en termes expres et formels" ^') und der 

tBzig wahre Recht^grund der Ratification ist erkannt worden 

, Amari; „i7 conchiudere trattati & ttna ftinzione sovrana, 

i piil interessante forse, e se quella ä dall-i coatitiizione attrihuüa 

^ principe, egli non pud ad altri trasferirla, came il magistraio 

\ pub investire un altro di diriito di giudicare, che la legge 

uisolo accorda." *'') Vor der ertheilten Ratification besteht nie 

^d nimmer ein Vertrag, sondern nur eine Sponsion. Die Ver- 

p'eigerung der Ratification ist ein Act, der unter Umständen 

Bierdings einer moralischen Beurtheilung unterliegt, und frivoles 

Bandeln in dieser Hinsicht untergräbt gewiss das Ansehen 

|e3 Staates, aber ein Unrecht begeht dadurch der Staat auf 

Eeinen Fall. Eine Rechts norm, die dem noch nicht Gebundenen 

i Abschluss eines Vertrages anbeföhle, ist jaristiseh nicht 

[eukbar. 

Die Ratification ist also der Act, durch welchen der Staat 

Vertrag schüesst und insofern hat Zorn Recht, .die 

latification der Verträge mit der Sanction der Gesetze in 

parallele zu stellen. ^*) Ganz unrichtig ist ea jedoch, wenn er 

i der Ratification auch den nach Innen das Recht consti- 

airenden Imperativ, den Gesetzesbefehl, welcher den Staats- 

LDgehörigen die Beobachtung des Vertrages befiehlt, erblickt. ^^) 

I gibt Verträge, deren Inhalt sich nur an die Staatsgewalt 

pendet, die nur die Staatsgewalt binden können, so das» 

Imperativ an die Staatsangehörigen gar nicht ein- 

Ual möglich ist. Ein Beispiel einer aolchen nur auf der 

lastenden Verpflichtung ist erat neulich wieder 

1 der internationalen Convention vom 18. September 1878, 

^ssregeln gegen die Reblaus betreffend, enthalten. Hier 

ifisst es im Artide premier: ^Len Etats contractants s^evgagent 

keompläer, s'ila ne l'ont d4jä fait, leur Ugtalation int.erieure en 

3 d'assurer vne aclion commune et efficace conlre l'introduction 

^a prüpagation du Fht/Uoxera." An welche Staatsangehörige 

dQte sich hier ein Imperativ wenden? Aus dieser und ähn- 



"*) l.e driM intern- 
") «. a. 0. 
»*) a. a. O. S. 25. 
»»J Ebd. S. 30. 
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[ liehen VertragabeBtimmungen erwächst nur für die Staats 
I gewalt als solche eine Verpflichtung. Und im Grunde Terhäl] 
E es sieh so mit jeder anderen Vertragsbeatimmuiig. Auch 
[ allen anderen Fällen wird durch die Ratification nur deq 
I Staat verpflichtet, wie es ja auch bei der Sanction der Geaetzf 
1 der Pall ist. '"*) Erat die Publikation kann jene Bestim] 
' mnngen, welche potentiell Normen für die Staatsangehörige! 
[ enthalten, zu Verpflichtungen für dieselben erheben. Abffl 
\ Publication und Ratification sind zwei gänzlich verachiedeni 

Vorgänge. Die Staatsgewalt als solche ist bereits durch < 

\ Itatification gebunden ; die Publikation , wo sie überhaupfl 

möglich und nötbig ist, gehört, völkerrechtlich bereits zur Au*! 

führung des Vertrages. 

Ans dem Umstände, dass keine höhere Macht über den 
' Staaten formelle Erfordeinisae für die Verträge vorachreibra 
[ ergibt eich, daes eine bestimmte Form für die Giltigkeit < 

Staaten vertrage durchaus nicht nothwendig ist, dass also in^ 

[ besondere eine schriftliche Fixirung des Vertrages keiw 

unerlässliche Bedingung für den rechtlichen Bestand desselben 

f iat. Denn be-^timmte Formen lassen sieh nie n priori aus d^ 

I Natur eines Lebensverhältnisses dedueiren, sie sind stets fieiq 

Setzungen der civilis ratio. Daher entbehrt die entgegeif 

[ stehende Ansicht Neyron'a und Schmalz' der Begründung 

Nicht einmal Worte sind zum Abschlüsse des Vertrages nothj 

wendig, wie die im Kriege durch Zeichen geschlossenen VepT 

träge beweisen, '"''J 

Aus dem Wesen des Vertragsverbältnisses folgt, dai 
ein solcher nur dann zu Stande gekommen ist, wenn 
Einigung des Willens zwischen den Contrahenten erziel^ 
worden ist, wenn also Versprechen von der einen und - 
nähme von der anderen Seite stattgefunden hat. Dabei macW 
es keinen Unterschied , ob die Verträge ausdrücklich ode^ 
stillschweigend abgeschlossen wurden. Hingegen kanu juristiacl 

«"•) S.obfiu S.35. Vgl.E. Maier, a. a, O^ S. 3k9, Elnntaehii, Mo^ 
\ Tölkerr. Art. 422. 

""") MarteDS, §. 58 n. a.. BlnutBchli, Mod. Tälkeriecht. Art. 42^ 
Harlmanu, lastliaUoDen des praktischen VälkerrBchta fu Friedeusielt« 
Hannover 1874. S. 135. 
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1 pifisomirten Conventionea keine Rede sein, weil solche' 
i Folge ansdruckliclier Festsetzungen der Rechtsordnung 
[httfisden konnten, sich jedoch aas der sllein hier masfl- 
mden Katar der Sache nicht ableiten lassen. 
Was den Inhalt der Terträge betrifft , so gilt hier der 
I welcher das Recht^iastitnt des Vertrags in seinem ganxen 
hnge beherrscht, in welcher Form, unter welchen Pacia- 
!Qten immer er auftreten mag: l'acta sunt xerranJa. Formell 
nlgt dieser Satz aus dem vertragsehliesaenden Willen , denn 
ist unmöglich. Etwas zugleich zu wollen nnil nicht «u 
ttillen, und da alles Wollen sich auf die Znkunft bezieht, ao 
Skennt der vertragschliessende Wille durch den Act des Ver- 
lagschlusses sich für die Zukunft als gebunden «n , sonst 
ire der Vertrag an sich unmöglich, wie bereit« Hobbea 
Erkannt hat: frustm essenf pacia, nfsi t/lis utar^ur.*^) Und wa8 
Jie materiellen Gründe der bindenden Kraft der Staataver- 
.nbetrifft, so sind es genau dieaelbeii, die dt-n Staat 
fewegen, den Ton Privaten abgeschlossenen Verträgen den 
IiechtsschutÄ zu verleihen : das ethische Moment der Treue i 
|%d das praktische des Verkehrsbedürf'niasea, "*) Da« Interesufl 
tehietet den Staaten Verträge zu achlieasen ") und das Intorosfle 
h*heischt es, den Vertrag aufrecht zu erhalten, weil dum V*r- 
fagsbrücbigen der Glaube an sein Wort entzogen und er 
d.urch aus der Verkehragemeinacliaft ausgestoHMen wird, 
jidererseits binden die Grundsätze der Sittlichkeit, welcha 
r Staaten mit den durch deren Natur bewirkten Aenderungen 
1 in Kraft sind, wie für den Einzelnen — ein Sut«, der 
r von Solchen bestritten werden kann, welolie, unbRldimmert 
L die sittliche Entwickelung zweier .rahrtauHonde, im Staate 
|||e höchste objeotive sittliche Macht erblicken — den Htaat 
t das einmal gegebene Wort. So ist es das iiitöroHde, woloh« 
pe Treue, und die Ti'eue, welche das Intere«ne «oliiltüt, In 
1 ethisch gebotenen Festhalten an dem einmal gogebanen 

»') De dff ///, }. 
") Vgl. F.HöfmBun, Di« EoMtehungsgrUpUH der Übllgftlloiiati. Wien. 
.§.9. 

") „Un traiU . . . . eit vnjiacltfait en vue du l>U:i piihiU put -Iti 
■ tnip^rituru.*' V*IUI, Lh. II. Oh. .XJl. g. Wi. 
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Worte liegen auch die wichtigsten Garantien des völkerrecht- 
lichen Verkehrslebens , welche, wie die höchsten Garantien 
alles Rechts, nicht mehr juristischer Natur ■ sind. Der Staat,.— 
welcher im Verkehre mit anderen Staaten seinen Willen als I 
nicht für aich bindend anerkennen, der die Verpflichtung durch 'a 1 
eigene Wort als für ihn nicht existirend ansehen würde, der J 
betrachtete sich dadurch ipso farto als ausser der Staa 
Schaft stehend ; daher hat trotz aller gebrochenen Verträge, t 
so lange es einen ausgebildeten Staatenverkehr gibt, noch keiilJ 
Staat gewagt, die ßechts Verbindlichkeit der von ihm ab-J 
geschlossenen Conventionen zu negiren. ") Bei keinem Satze-a 
des Vßlkerrechta zeigt aich die Gebundenheit des Willenil 
durch sein Objeet klarer, ala bei dieser fundamentalen Bestim 
mung des internationalen Verkehrs. Auch der Staat, 
factisch nie einen Vertrag einhielte, wäre doch durch dJart 
Natur der Sache gezwungen, den Satz von der Verbindlichkeit 
der Verträge anzuerkennen, er müsste doch eingestehen, dassj^ 
er durch den unbegründeten Vertragsbruch ein von ihm füp-Ä 
verbindlich anerkanntes Gebot übertrete und demnach unrecht f 
begehe ; wie immer das Verhalten dea Staates zu dem ab- | 
geschlossenen Vertrage sein möge, das Eine steht auaaer Zweifel, , 
dasa er seine Handlungen bezüglich des Vertrages durch deo) 
Abschluss desselben einer juristischen Qualification unterwirft^ 
Denn dass zwiachen Staaten ein Vertrag geschlossen würd^ji 
mit der Absicht ihn nicht zu halten, ist, wie gesagt, 
unmöglich, weil ein Vertrag nur zu Stande kommen kann^J 
wenn die Einwilligung in denaelben ernsthaft und von 
Entschlüsse begleitet war, sich durch das gegebene Verspreche™ 
für gebunden zu erachten. Wer die Existenz dea Völkerrecht! 
negift, musa folglich auch die Möglichkeit eines Vertragt 
negiren, also negiren, was vor seinen Augen thatsächlich \ 
geht. Es hiiite durchaus nicht der ausdrücklichen Erklärasi 
der Mächte in dem Londoner Protokolle vom 13. Mära 185@ 
bedurft, que c'cet un principe essentiel du drall des gens qu'a 



"*) „Pia« privalorum 
Eanc si loUas, loUU mutua intsr Principe» eommercia , t 
expreinU, gui'n li lolli» ipmm Jiti Oenlium," Bynkerah 
paüariim pubikorum. Quaeil. Jiiria pitbl, L. II. Cap. X. 



Jnl Civiie, paela Frvnc'pvm bona J 
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ns peut se dilier des engagementa d'un TraitS, ftt en 
difier les stipulations, gu'a la auite de l'aaaentiTnent des Parties 

m-Oontractantes au moyen d'vne entölte amicale, weil diese Erklärung 
[l dem Eecbtscbarakter dieses völkerrechtlicheii Grundsatzes kein 
t'iieaes Moment hinzugefügt hat, der von dem Äugenblicke an- 
t gefangen existirte, als das erste Mal ein Staat einem andern 
jegenüber sich zu Etwas verpflichtete. 

Sowie die den Willensinhalt beherrschende Rechtsbestim- 

mnng sieb aus der Natur des Staaten Vertrages ergibt , so 

Eblgen aus der Natur des recbtschafl'enden Willens die Ura- 

[JKtände, unter denen allein von einem Zustandekommen eines 

Vertrages gesprochen werden kann. Wollen bann man nur 

iäas Mögliche, und zwar das physisch Mögliche; wollen darf 

ÜD&n nur das rechtlich und sittlich Mögliche. Daher kann ein 

Vertrag nur zu Stande kommen, wenn eine zulässige causa 

rorhanden ist. Dass nur das rechtlich und sittliche Mögliche 

^wollt werden darf, ergibt sich vor Allem ans der Erwägung, 

EicIbss man durch die Zuläsaigkeit des rechtlich und sittlich 

FvDn möglichen als Vertragsinhaltes dem Völkerrecht den Boden 

tnnter den Füssen wegzieht. Alles völkerrechtliihe Unrecht 

K^Önnte ja sonst dadurch zum Rechte erhoben werden , dass 

P:taian es zum rechtsgiltigen Inhalt eines Vertrages erhebt; der 

pTertrag mit dem einen Staate könnte durch einen Vertrag 

rnit einem anderen ohneweiteres aufgehoben werden und das 

I.ganze Vertragsrecht wäre somit illusorisch. Was insbesondere 

Fdas sittlich Mögliehe anbelangt, so folgt die ausschliessliche 

I Zuläsaigkeit derselben als Vertragsinhalt aus dem ethischen 

► Charakter des Rechts, welches seiner Natur nach nie das aus 

täem ethischen Gebiete gänzlich Ausgewiesene billigen darf, »^) 

IPenn darauf hingewiesen wurde, daas die Geschichte eine 

^Beihe erfüllter Verträge, unsittlichen Inhalts kennt '*), so folgt 

Baraus so wenig die Rechtsnatur solcher Verträge , als die- 

elbe für das Privatrecht daraus folgt, dass factisch unzählige 

L der Rechtsordnung nicht anerkannte, unsittliche Verträge 

feachlossen und gehalten werden. Es hat vielmehr der Satz, 



") V^l. 



B-d. Cap. -i. 



a Vülkarrechta. 2. AqU. ] 
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daes QBsittliche Verträge recfatlicli nichtig sind, im Verein 
mit der ßechtaangiltigkeit der recfetlich unmöglichen Verträge 
als das zweite wichtigste Princip de* internationalen Vertrags- 
rechts, ja des ganzen Völkerechta zn gelten. weQ ohne dies« 
BeatJmmnngen dem Völkerrechte eine seiner bedeutendsten 
Garantien entzogen wäre. 

Eine andere Beschränkong des Willens der Contrahentoi 1 

I als die angegebenen ist nicht vorhanden. Xnr eine jener onglnck- 
lieh angebrachten Analogien aus dem Privatrecht war es, w^an ■ 
man Änfeelitbarkeit der Verträge wegen enormer Lasion be- 
hauptete, eine Analogie, die lunso schiefer war. als die Bestim- ~ 
mongen über den laesio enoriais zu verschiedenen Zeiten ganz ver- 
schieden waren nnd keineswegs aus der Xatur des Vertrags 
hervorgehen. " Die Anwendang einet unrichtigen rechts- 
philosophischen Lehre des Aristoteles, welche den ökonomischen 
Gesichtspunkt mit dem rechtlichen verwechselt '-', war t 
iemer, die Grotins zur Ani'stellnng der Lehre von der 
Gleichheit der Leistung und Gegenleistung bewog. *') Ans der' 
Katar des Willens lässt sich keine jener Beschränkungen der 

. Virtragsfieiheit dedueiren, welche ia dea jeweiligen 1 
mungen des Privatreehts zn finden sind. Aus der Natur der 
Sache ergibt sich jedoch, dass der Vertrag Rechte und Pflichten ■ 
nur ffir die Contrahenten erzeugt, i"") 

Aus der Xatur des Willens folgt ferner, dasa eine wahrft^ 
Einwilligung nur dann vorhanden ist, wenn kein wesentlicher , 
unverschuldeter Irrthnra oder Betrug beim Abschluss dea 
Vertrags unterläuft. Dies ist wieder einer von den Sätzen, 
welche für alle Verträge des gesammten Bechtsgebietes gilt. 
Anders verhält es sich jedoch mit dem EinÖuss des Zwanges 1 
auf die Giltigkeit der Staatsverträge. Da eine über denil 
Staaten stehende, mit Zwangsmitteln versehene Rechtsordnung | 
nicht vorhanden ist, also jeder Staat sein Becht selbst wahren'4 
moss, so ist der durch Selbsthilfe ausgeübte Zwang, wofern^ 

") Betnet. a. >. O. S- 639. 

**) Vgl. Hildenbrand, a. a, O. S. 397. 

") De J B. a. P. II, IS. 12—14. 

"^) Einzelne sich ebenf^ls ans der Natur der Sache ergebende Aoo- 
' Babmeti bei Hefiter. §. 83. 



er durch eine Rechtsverletzung hervorgerufen wurde, nicht ' 
unrechtm aasig ; nur eine Autorität, welche mächtiger als jeder 4 
Einzelne ist, kann die Ausübung der Selbsthilfe verbieten,^ 
Ea darf nicht vergessen werden, dasa es einst eine Zeit gab,! 
wo innerhalb der Volksgemeinschaft ein Rechts zustand t 
herrschte , welchem die Verfolgung des eigenen Kechts zum ] 
grossen Theile der Selbsthilfe anheimgegeben war. i"') 

Der auf die fremde Staatsgewalt ausgeübte Zwang machfrj 
also den erzwungenen Vertrag nicht ungiltig, sonst könnte ea J 
keine Priedensschliisse geben. Nur ein absoluter Zwang, derl 
eine Action des Willens ausachliJase , würde den Vertrag un^]" 
giltig machen können. Ein solcher ist aber gegen einen Staat-S 
gar nicht anwendbar. Selbst die Wahl zwischen Untergang'! 
und Einwilligung in den Vertrag ist noch ein compulsiver "j 
Zwang; selbst in dem Anbieten einer solchen Alternative' 1 
liegt noch eine Anerkennung der freien Staatspersönlichkeit j 
des Gregnere vor. ""') 

Der theoretischen Beschränkung des den Vertrag nicht j 
hindernden Zwanges auf einen rechtmässigen stehen aber grosse J 
praktische Schwierigkeiten entgegen, da eine objective Ent- 
scheidung über die Rechtmässigkeit völkerrechtlichen Zwanges J 
nicht vorhanden ist, so lange die Staaten Richter in eigener« 
Sache sind, Mit der Aufnahme des Merkmals der Recbt-1 
mässigkeit in den Begriff des völkerrechtlich erlaubten Zwanges I 
stellt man es factisch in das Belieben des besiegten Staateanj" 
ob er sich durch einen Friedensvertrag gebunden erachte oder I 
nicht, oder vielmehr , man erklärt dadurch die Friedensver-'T 
träge für unverbindlich, denn der Fall , dass ein Staat von '■ 
dem Recht des Gegnera und seinem eigenen Unrecht, das den I 
Krieg provocirt hat, überzeugt ist, zählt zu den allerselten- 
sten in der Greachichte. '"') Nur da, wo ein Zwang unmittelbar . 
auf die Person des Unterhändlers oder Souverana derart ausgeübt 

"") Bergbohm, a. a. 0. S. 26. 

'°') „Im Völkerrecht wird angenommen, der Staat selbst aui alle Zeit { 
frei nnd willensfähig , wenn nnr aeine Vertreter persönlkh frei biüiI.'' 
BUnteohli, Mod. Völkerrecht, g. 408. 

"") Die rechtliche Natur der Friedensverträge wegen das dabei obwal- | 
tendeo Zwanges wird in der Thiit geleognet Ton Amari, a. a. 0. p. 772. 



wird, daas er die Widerstandsfälligkeit desselben ausschlieast, , 
ist ein unleugbares Hioderuiss des Vertrages vorhanden. 

Die Endigangsgründe der Verträge ergeben sich eratenS ] 
als logische Folgerungen aus dem Wesen des Vertrages, also! 
Leistung des Versprochenen, muluus dhnensus, Erlasa , Ablauf 
der Zeit, unverschuldeter Untergang des versprochenen Gegen- 
standes, Untergang eines der contrab Iren den Subjecte, Auf- 
kündigung, Eintritt einer ßeaolutivbedingung. Zwei andere 
Eudignng 9g runde der Staaten vertrage sind aber auf die eigen- 
thiiraliche Natur des Staates zurückzuführen. Der eine ist j 
die Collision der höchsten Staatszweeke, unter welchen vor- j 
Allem die Selbsterhaltulig zählt, mit der Erfüllung des Ver- 
trages. Hier tritt das Nothrecht des Staates ein , welcbesj \ 
ihm gebietet , seine Existenz höher zu achten , ala die Ver- ' 
pflicbtungen, welche er gegen Fremde übernommen hat. Juri- 
stisch ist das Eintreten solcher , die Vertragserfüllung zur i 
Verletzung der Pfiicbteu gegen sich selbst machender Um-i 
stände als unverschuldetes Eintreten der Unmöglichkeit der'l 
Leistung aufzufassen. Eine Gebundenheit des Staates in all«' \ 
Ewigkeit hinaus gehört eben zu dem rechtlich Unraoglicben, 
wie wir oben gezeigt haben. Nur falsche Abstractionen aas ] 
dem Privatreeht können zu dem Glauben verleiten, dasa durcli j 
die Anerkennung der dem Staatenvertrage stillschweigend; J 
beigefügten Clausel : Melius sie stantibus das staatliche Vertrags- J 
recht illusorisch gemacht würde. "*) Ein Staat ist kein phy- J 
aisches Individuum, welches die ganze Zeit seines Lebens hin- ■ 
durch einen nur innerhalb gewisser Grenzen sich verändernden,! 
Typus trägt, sondern es ist ein in steter Bewegung und. [ 
Umbildung begriffener Factor der weltgeschichtlichen Ent- J 
Wickelung. Die Jahrhunderte, oft schon die Jahrzehnte, bilden J 
ihn nm, so dass, wer die historische Continuität nicht kenntJ^ 
einen Zusammenhang der gegenwärtigen mit dem vergangenenj,« 
Staate kaum zu ahnen im Stande wäre. Welche Aehnlichkeitff 
zeigt das Frankreich der Capetinger mit der heutigen franzS- 1 
sischen ßepnblik, oder das England Alfred des Grossen mit I 

'"') War es doch filirigecB lange Zeit hiniiorcli natnrreclitliclie An- . 
BChaaung , dass auch für pr ivat recht) iu he Vertrftee die Aandernng der Dm- f 
stände als Aofläaangsgrond gilt I 
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"" dem England der Victoria? Und der Staat der Vergangenheit 
i'Bollte die Macht haben, die Gegenwart und Zukunft des Staates 
zu beberrschen ? Die Erstarrung der Staaten, der Tod der 
Weltgeschichte wäre die Consequenz! Nur eine den Zweck 
' und die geschichtliehe Function des Rechts vergessende Theorie 
könnte dem Staate eine unlösbare Verbindlichkeit auferlegen 
wollen. Der 2wecb des Rechts besteht aber in der Erhaltung .' 
der Bedingungen des menschlichen Gemeinlebena. Za diesen ' 
Bedingungen zählt aber vor Allem die staatliche Organisation ' 
in ihrer freien Entwickelnng. Was diese hemmt, kann also | 
nimmermehr Recht sein. Da alles Eecht, will es auf die Dauer 
Verwirklichung finden, der Natur der Personen angepasst sein 
mn.^s, für welche es bestimmt ist, so müssen die Bestimmungen 
des internationalen Vertragsrecbts sich fügen der Eigenart 

■ der staatlichen, welche von der des menschlichen Individuums 
verschieden ist. Darum ist es eben ein privatrecbtHches Vnr- 

I urtheü, dass nur dann von dem Rechtscharakter der Verträge t 

I gesprochen werden könne, wenn die Leistung des Verspro-'. 

ebenen unabhängig ist von dem Umstände , ob sie die Inter- j 

■ easen des Leistenden schädigt oder nicht. Sobald man nur im' i 
Ange behält, dass die Möglichkeit der Leistung einer anderen 

I ßeurthejlung im Völker- als im Privatrecht unterliegt, so . 
[ gilt der Satz, dass Verträge zu halten sind, trotz der auf- ' 
' lösenden Kraft der wesentlichen Veränderung der Umstände, 
h genau in demselbeh Sinne, wie im Privatrecbt, Es kann über- , 
I haupt nicht oft genug darauf hingewiesen werden, wie ge- 
L fährlich für die unbefangene Betrachtung des Völkerrechts 
t oberflächliche Vergleiche mit dem Privatrechte sind. Die ■ 
I meisten Einwände, welche gegen die rechtliche Existenz des 
[ Völkerrechts erhoben werden, entspringen der voreiligen Iden- 
I titicirung alles Rechts mit den wesentlichen Merkmalen des 
I Privatrechts. La das Privatrecht durch eine stetige Ent- 
*■ Wickelung von Jahrtausenden unter allen Zweigen des Rechts I 
die reichste Ausbildung erfahren und die stärksten Garantien ^ 
gewonnen hat, so vermag der durch die Strahlen dieser J 
hellsten Partie des Rechtsgebiets geblendete Blick, wenn ei' 1 
sich den internationalen Verhältnissen zuwendet , in der ( 
" selbstverschuldeten Finsternisa , in die er sich versetzt hatj i 




64 

Nichts mehr zu unterscheiden. Aber schon, wenn man das 
Staatsrecht aufmerksam betrachtet, schwindet das Vorurtheil, 
' als seien die Grundbe Stimmungen des Privatrechts mit denen 
des Kechts überhaupt identisch. 

Der zweite Endigungagrund der Staatenverträge , der 
sich aus der Natur des Staates ergibt, ist der Bruch des 
Vertrags von Seite eines Contrahenten, wodurch völkerrecht- 
lich der andere Contrahent ihm gegenüber befreit wird. Da 
die Staaten keinen Richter und keine Zwangsgewalt über 
sich haben, so können sie auf rechtlichem Wege — man 
müsate denn die Selbsthilfe als einen solchen ansehen — ■ keine 
Erfüllung der ihnen gegenüber eingegangenen Verbindlich- 
keiten erlangen. Wenn also eiu Staat sich von der ihm auf- 
erliegenden Verbindlichkeit widerrechtlich lossagt, so ist 
die Willenseinigung, in welcher der Vertrag bestand, gebro- 
chen, ohne dass eine höhere Macht durch ihr Gebot und ihren 
Zwang die Wiederherstellung des rechtmässigen Zustandes 
herbeiführen könnte. 

Was die Auslegung der Verträge anbelangt, so ist diese 
den contrahirenden Staaten selbst überlassen, es sei denn, 
dass sie von diesen einem Schiedsgericht übertragen wird. 
Die Grundsätze , welche die Staaten , respective die Schieds- 
richter hierbei in Anwendung zu bringen haben, entspringen 
der bona fides, welche die unerlässliche Grundlage freund- 
schaftlichen Verkehrs zwischen den Staaten bildet. Wenn hier 
die Grundsätze des Privatrechts über die Auslegung in An- 
wendung zu bringen sind, so hat dies seinen Grund darin, 
dass diese Sätze in ihrer gegenwärtig anerkannten Fassimg sich 
im Allgemeinen der materiellen Gerechtigkeit angenähert 



Aus dem Wesen der verschiedenen zwischen Staaten 
stattfindenden Verträge ergibt sich endlich auch die Classi- 
fication derselben. Das richtige System hier aufzufinden, ist 
allerdings mit grossen Schwierigkeiten verknüpft, ja es ist die 
Frage , ob es ein ausschliesslich richtiges System überhaupt 
gibt. Da es im Völkerrechte nicht , wie im Privatrechte 
dispositive Eechtssätze gibt, welche für den Willen der 
Contrahenten suppletorische Geltung haben und, da keine 



fcrmellen Erfordernisse für die Verträge vorbanden einä, so 
Können sich dieselben nur durch ihren Inhalt unterscheiden. 
Dieser kann aber nach verschiedenen Gesichtspunkten geordnet 
werden, ohne dass es möglich ist, einen derselben für den 
absolut richtigen zu erklären. Ein System der Staatenverträge 
Aufenstellen, halten wir als ausserhalb der uns hier gesetzten 
ftufgabe liegend. 

Wenn sieh uns somit die Hauptsätze des internationalen 
wertragsrechts aus unserem Principe ergeben haben, so würde ' 

i auch mit der detaillirtesten Bestimmung der Fall sein. 
Penn eine andere juristische Ableitung eines objectiven Ver- 
tragarechtes als die von uns gegebene ist nicht möglich. 

Mit der Feststellung des juristischen Charakters des 
mternationalen Vertragsrechts ist aber für das Völkerrecht 
mendlich viel gewonnen. Es sind dadurch für die Staaten, 
lenen es um die grösstmögliche Einhaltung der eingegangenen 
Verpflichtungen zu thun ist , die Normen gegeben , nach wel- 
chen sie sieh zu richten haben ; es ist dadurch für die öffent- 
Uiche Meinung der civilisirten Welt ein Masastab für die recht- 
tche Beurtheilung der hierher gehörigen Handlungen der 
ptaaten und damit ein nicht zu unterschätzendes Pressions- 
littel gegen unrechtmässige Gelüste gegeben. 

Das Wichtigste jedoch ist, dass mit der Existenz eines 
fcbjectiven Vertragsrechts erat die rechtliche Bedeutung des 
Inhalts der Verträge gesichert und erst damit die Möglichkeit 
Kner bewussteu Fortbildung des Völkerrechts vorhanden ist. 
Durch die rechtliche Natur der Staatenverträge empfängt auch 
Seren Inhalt rechtliche Bedeutung : er bildet ein jus tnter partes. 
Venu nun der Inhalt eines Staatenvertrages nicht in einem 
mbjective Rechte begründenden Rechtageschäfte, sondern in 
gegenseitigen Anerkennung von Hechtssätzen internatio- 
paler Natur besteht, dann wird durch den Vertrag Völker- 
Pacht geschaffen, und zwar ein Völkerrecht im vollen Sinne 
nes Wortes , da hier nothwendig Uebereinstimmung zwischen 
pen contrahir enden Staaten vorhanden ist, während alle ein- 
eitigen Festsetzungen der Staaten bezüglich ihres Verhält- 
psses nach Aussen nur ein Völkerrecht in der unvüUkom- 
ienen Form eines äusseren Staatsrechts darbieten. Es Ist 



